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Sehr geehrte Bürgerinnen und Bürger,

vor dem Hintergrund der immer stärker spürbaren Auswirkungen der Klimakrise muss das 2-Grad-
Ziel, besser aber das 1,5-Grad-Ziel, aus dem Paris-Abkommen eingehalten werden, um die Klimaver-
änderungen in einem für uns als Gesellschaft und unsere Ökosysteme kontrollierbaren Rahmen zu 
halten. Dazu haben wir es uns als Land Rheinland-Pfalz zur Aufgabe gemacht, einen konsequenten 
Kurs hin zur landesweiten Klimaneutralität vorzugeben. Daher ist Rheinland-Pfalz bereits seit 2017 
Teil der weltweiten Under2Coalition und seit 2021 Mitglied der Race To Zero-Kampagne der UNFCCC. 

Das Klimaschutzministerium hat eine besondere Rolle in diesem Prozess: Das Ziel ist, alle Kräfte 
zu bündeln und unsere Handlungsspielräume zu nutzen, um so gemeinsam noch effektiver in eine 
lebenswerte Zukunft zu steuern.

Aktuell haben der Ukraine-Krieg und die damit verknüpfte Gaskrise politisch das Thema Klima-
schutz und Klimawandel etwas in den Hintergrund verdrängt. Der Handlungsdruck bleibt jedoch 
unverändert bestehen. Die aus dieser Krise entstehenden Effekte auf die Bilanz sind jedoch statis-
tisch erst in ein bis zwei Jahren nachweisbar. Gleiches gilt für die Corona-Pandemie-Effekte. Des-
halb sind diese noch nicht vollumfänglich in den aktuellen Zahlen sichtbar.

Der vorliegende zusammenfassende Klimaschutzbericht für Rheinland-Pfalz ist Teil unserer Ver-
pflichtung aus dem Landesklimaschutzgesetz. Er knüpft an den vergangenen Klimaschutzbericht 
2017 bzw. die Berichte im Rahmen der Klimaschutzkonzepterstellung und -fortschreibung an und 
führt den Berichtszeitraum nun bis zum Jahr 2020 fort.

Der Bericht gibt einen Überblick über die Entwicklung der Treibhausgasbilanzen in den einzelnen 
Bereichen und als Gesamtsumme. Es wird im großen Maße durch die gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen auch über die Landesgrenzen hinaus bestimmt, die Auswirkungen auf den Klimaschutz in 
Rheinland-Pfalz haben. Seit dem letzten Kurzbericht im Jahr 2020 haben sich Änderungen ergeben, 
die vom „Coronaeffekt“ geprägt waren. Während die Emissionen im Verkehrsbereich aufgrund des 
außergewöhnlich geringen Verkehrsaufkommens im Krisenjahr 2020 temporär kräftig sanken, 
fand beispielsweise im Gebäudebereich eine leichte Zunahme statt. Aus Sicht des Klimaschutzes 
hatte die zeitweise Absenkung der Mehrwertsteuer, beispielsweise für Heizöl, einen kontraproduk-
tiven Effekt. Insgesamt wurde das Ziel für 2020 – eine Minderung der Treibhausgasemissionen um 
40 Prozent gegenüber dem Referenzjahr 1990 – beinahe erreicht.

VORWORT
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Vorwort

Ergänzend zu den Treibhausgasbilanzzahlen gibt der Bericht den Umsetzungsstand der in 2020 
fortentwickelten Klimaschutzkonzeptmaßnahmen an. Darüber hinaus sind weitere Projekte und 
Maßnahmen in Vorbereitung, die als Ausblick kurz erläutert werden.

Für einen Vergleich mit dem nationalen Rahmen haben wir zusätzlich alle 107 Klimaschutzkon-
zeptmaßnahmen unserer acht Handlungsfelder in Rheinland-Pfalz in die sieben Handlungsfelder 
(Sektoren) auf Bundesebene eingeordnet. So wird ersichtlich, wo Rheinland-Pfalz landestypische 
Charakteristika aufweist, wo vermehrt Handlungsbedarf besteht und wo eigene Aktivitäten wir-
kungsvoll beitragen können.

Unser Ziel der Klimaneutralität kann nur erreicht werden, wenn sich jede und jeder Einzelne, also 
auch Sie, daran beteiligt und zukunftsweisende Ideen zur Umsetzung gebracht werden. Deshalb 
laden wir Sie ein, sich weiterhin und verstärkt für das gemeinsame Ziel der Klimaneutralität einzu-
setzen und einzubringen.

Mainz, im Dezember 2022

Katrin Eder
Ministerin für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie und Mobilität
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Kernaussagen

	� Das Land Rheinland-Pfalz hat das Ziel (§ 4 LKSG) bis zum Jahr 2020 die Gesamtsumme der 
Treibhausgasemissionen um mindestens 40 Prozent im Vergleich zu den Gesamtemissionen 
im Jahr 1990 zu senken, mit einem Minus von knapp 39 Prozent beinahe erreicht.

	� Rheinland-Pfalz hat im Koalitionsvertrag „Zukunftsvertrag Rheinland-Pfalz – 2021 bis 2026“ 
vom 18. Mai 2021 festgelegt, in einem Korridor zwischen 2035 und 2040 „klimaneutral“ zu 
werden.

	� Die bodennahe mittlere Jahrestemperatur ist seit Beginn der systematischen Aufzeich-
nungen Ende des 19. Jahrhunderts von 8,1 Grad Celsius (Periode 1881 bis 1910) um 1,6 auf 
9,7 Grad Celsius (Periode 1992 bis 2021) angestiegen.

	� Die Vegetationsperiode (im Mittel für Rheinland-Pfalz) hat sich zwar im Vergleich der Zeit-
räume 1951 bis 1980 und 1991 bis 2020 um nahezu drei Wochen verlängert. Die Tempera-
turschwankungen nahmen jedoch zu.

	� 101 der insgesamt 107 Klimaschutzkonzeptmaßnahmen sind seit der letzten Fortschreibung 
im Jahr 2020 entweder in der Durchführung oder sind bereits abgeschlossen.

	� Alle Klimaschutzkonzeptmaßnahmen wurden für die bessere Vergleichbarkeit bereits in die 
bundesdeutschen Sektoren eingeteilt.

	� Der Industriesektor emittierte 35 Prozent des gesamten rheinland-pfälzischen Treibhaus-
gasvolumens 2020. Dem Gebäudesektor ließen sich 26 Prozent der Treibhausgasemissio-
nen zuordnen und 25 Prozent der Gesamtemissionen stammten aus dem Verkehrssektor.

	� Den wesentlichen Teil der Treibhausgase machen die aus dem Energieverbrauch resultieren-
den Emissionen aus (energiebedingte Emissionen). Klimaschädliche Gase entstehen zudem 
unter anderem in Produktionsprozessen der Industrie.

	� Das Jahr 2020 war von der Coronakrise geprägt. Die Treibhausgasemissionen sanken 2020 
im Vergleich zum Jahr zuvor um 2,3 Prozent (2019: +2,2 Prozent).

	� Ein Großteil der Emissionsminderung in Rheinland-Pfalz erfolgte in den 1990er-Jahren, ins-
besondere durch die Reduktion von Lachgasemissionen im Industriesektor. Die Entwicklung 
der Treibhausgase wird heute maßgeblich durch die Kohlendioxidemissionen bestimmt.

	� Die Kohlendioxidemissionen durch den Verbrauch von Erdgas nahmen langfristig deutlich zu 
(1990 bis 2020: +76 Prozent). Dies hängt unter anderem damit zusammen, dass der Strom-
bedarf in Rheinland-Pfalz zunehmend aus eigener Produktion gedeckt wird. Für die rhein-
land-pfälzische Stromerzeugung wird vor allem Erdgas eingesetzt – gefolgt von Windkraft 
und Fotovoltaik (PV).

	� Die Verlagerung der Stromproduktion nach Rheinland-Pfalz führt dazu, dass die bisher au-
ßerhalb des Landes indirekt verursachten Emissionen nach dem Quellenprinzip zunehmend 
in der Landesbilanz erfasst werden.
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Einleitung

Der Sechste Sachstandsbericht des IPCC1,2,3 zeigt, 
dass auf Grundlage aller vorliegenden Daten 
und wissenschaftlichen Erkenntnisse die vom 
Menschen ausgestoßenen Treibhausgase (THG) 
für das Gros der bisherigen und weiteren Erwär-
mung des Klimasystems seit Beginn der Indus- 
trialisierung vorherrschend verantwortlich sind. 
Diese damit verbundenen Veränderungen finden 
sich auch im rheinland-pfälzischen Klima wieder 
(siehe Kapitel  2). Die Auswirkungen und Folgen 
daraus sind in den letzten Jahren schon deutlich 
durch häufiger auftretende Hitzetage und -perio-
den, den Dürresommern 2018, 2019 und zum Teil 
2020 in Erscheinung getreten. Gleichzeitig ver-
längert sich der Wachstumszeitraum. Starknie-
derschlagsereignisse wie die Flutkatastrophe am 
14. und 15. Juli 2021 im Ahrtal werden nach Ana-
lysen des Deutschen Wetterdienstes und welt-
weiten Partnern zukünftig wahrscheinlicher.4 Um 
die Auswirkungen zu begrenzen, ist ein engagier-
ter und zielgerichteter Klimaschutz nötig. Gleich-
zeitig muss eine Anpassung an die nicht vermeid-
baren Folgen des Klimawandels erfolgen, damit 
die Bürgerinnen und Bürger besser geschützt sein 
werden.

Das Land Rheinland-Pfalz hat dazu seine An-
strengungen den Klimaschutz voranzutreiben, als 
eines der ersten Bundesländer mit dem Landes-
klimaschutzgesetz (LKSG)5 am 19. August 2014 
gesetzlich verankert. Eine Verschärfung der Kli-
maschutzziele wurde von der Landesregierung 
mit der Weiterentwicklung des LKSG im Koali-

1	 IPCC, 2021: Climate Change 2021: The Physical Science Basis. 
Contribution of Working Group I to the Sixth Assessment Re-
port of the Intergovernmental Panel on Climate Change: https://
www.ipcc.ch/report/sixth-assessment-report-working-group-i/ 
[Stand: 9. Juni 2022].

2	 IPCC, 2022: Climate Change 2022: Impacts, Adaptation, and Vulne-
rability. Contribution of Working Group II to the Sixth Assessment 
Report of the Intergovernmental Panel on Climate Change: https://
www.ipcc.ch/report/ar6/wg2/ [Stand: 9. Juni 2022].

3	 IPCC, 2022: Climate Change 2022: Mitigation of Climate Change. 
Contribution of Working Group III to the Sixth Assessment Report 
of the Intergovernmental Panel on Climate: https://www.ipcc.ch/
report/ar6/wg2/ [Stand: 9. Juni 2022].

4	 Kreienkamp, F. et al., 2021: Rapid attribution of heavy rainfall 
events leading to the severe flooding in Western Europe during 
July 2021: https://www.worldweatherattribution.org/wp-con-
tent/uploads/Scientific-report-Western-Europe-floods-2021-at-
tribution.pdf [Stand: 9. Juni 2022]. 

5	 Landesgesetz zur Förderung des Klimaschutzes vom 19.8.2014 
(GVBl. 2014, 188). �

tionsvertrag vom 18. Mai 2021 angekündigt.6 Das 
LKSG steht damit in Einklang mit dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 24. März 2021, 
das den Anspruch der jüngeren Generation auf 
eine rechtzeitige Treibhausgasemissionsminde-
rung bestätigt, damit sie nicht zukünftig durch 
starke Einschränkungen in ihrem Handeln die 
Versäumnisse aus der Vergangenheit ausgleichen 
müssen, um die Ziele von Paris einzuhalten und 
ihre Lebensgrundlage zu bewahren (Kapitel 3).7 

Das im Gesetz verankerte Klimaschutzkonzept 
soll die wesentlichen Ziele, Strategien und Maß-
nahmen zur Erreichung der Gesetzesziele darstel-
len. Das Klimaschutzkonzept wurde mit einem 
breit angelegten Öffentlichkeitsdialog auf die 
Beine gestellt und Ende 2020 zum ersten Mal 
fortgeschrieben. Der vorliegende Bericht stellt 
die Entwicklung der THG-Emissionen dar (Kapi-
tel 4).8 Er fasst den aktuellen Stand der Umset-
zung aller 107 Maßnahmen in einer Übersicht 
zusammen (Anhang AT  5.1 bis AT  5.8 – Umset-
zungsstand der einzelnen Klimaschutzkonzept-
Maßnahmen des Landes Rheinland Pfalz).

Im Koalitionsvertrag der Landesregierung von 
Rheinland-Pfalz wurde vereinbart, die Klima-
schutzziele zukünftig zusätzlich zum Gesamtbud-
get auch sektoriell zu betrachten. Dies geschieht 
bereits auf bundesdeutscher9 und europäischer 
Ebene10 in den entsprechenden Klimaschutzgeset-
zen. Aus diesem Grund wird die Situation in die-
sem Bericht zudem fokussiert auf die zukünftigen 
Sektoren analysiert. Beispielhaft werden in diesem 
Bericht einzelne Maßnahmen für die jeweiligen Be-
reiche ausgewählt und näher erläutert (Kapitel 5).

6	 Koalition des Aufbruchs und der Zukunftschancen, Koalitions-
vertrag von SPD, BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN und FDP: https://
www.rlp.de/fileadmin/rlp-stk/pdf-Dateien/Staatskanzlei/rlp_
Koalitionsvertrag2021-2026.pdf [Stand: 9. Juni 2022].

7	 Bundesverfassungsgericht (BVerfG), Beschluss des Ersten Senats 
vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, Rn. 1-270: http://www.
bverfg.de/e/rs20210324_1bvr265618.html [Stand: 9. Juni 2022].

8	 Die Ermittlung der Treibhausgase erfolgt nach dem Konzept der 
Quellenbilanzierung (siehe Methodenbeschreibung, Kapitel  4.1 
bzw. Anhang dieses Berichts).

9	 Bundes-Klimaschutzgesetz vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 
2513), geändert am 18. August 2021 (BGBl. I S. 3905).

10	 Europäisches Klimagesetz: Verordnung 2021/1119 des europ. Parl. 
und des europ. Rates vom 30. Juni 2021 zur Schaffung des Rah-
mens für die Verwirklichung der Klimaneutralität und zur Ände-
rung der Verordnungen (EG) Nr. 401/2009 und (EU) 2018/1999.

https://www.ipcc.ch/report/sixth-assessment-report-working-group-i/
https://www.ipcc.ch/report/sixth-assessment-report-working-group-i/
https://www.ipcc.ch/report/ar6/wg2/
https://www.ipcc.ch/report/ar6/wg2/
https://www.ipcc.ch/report/sixth-assessment-report-working-group-3/
https://www.ipcc.ch/report/sixth-assessment-report-working-group-3/
https://www.worldweatherattribution.org/wp-content/uploads/Scientific-report-Western-Europe-floods-2021-attribution.pdf
https://www.worldweatherattribution.org/wp-content/uploads/Scientific-report-Western-Europe-floods-2021-attribution.pdf
https://www.worldweatherattribution.org/wp-content/uploads/Scientific-report-Western-Europe-floods-2021-attribution.pdf
https://www.rlp.de/fileadmin/rlp-stk/pdf-Dateien/Staatskanzlei/rlp_Koalitionsvertrag2021-2026.pdf
https://www.rlp.de/fileadmin/rlp-stk/pdf-Dateien/Staatskanzlei/rlp_Koalitionsvertrag2021-2026.pdf
https://www.rlp.de/fileadmin/rlp-stk/pdf-Dateien/Staatskanzlei/rlp_Koalitionsvertrag2021-2026.pdf
https://www.bundesverfassungsgericht.de/e/rs20210324_1bvr265618.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/e/rs20210324_1bvr265618.html
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Für die fortlaufende Prüfung und Weiterentwick-
lung des Klimaschutzes steht die Landesregierung 
im kontinuierlichen Austausch mit den anderen 
Bundesländern, wissenschaftlichen Einrichtungen, 
Verbänden und Gremien. Durch den Wissens- und 
Erfahrungsaustausch und die gemeinsame Ent-
wicklung von neuen Ansätzen können wertvolle 
Erkenntnisse gezogen werden, die wiederum in zu-
kunftsweisende Projekte und Initiativen zur Treib-
hausgasminderung münden. Hierzu zählen unter 

anderem die CO2-Startbilanz der Landesverwal-
tung, das Projekt Klimaneutrales Rheinland-Pfalz 
und der Kommunale Klimapakt.

Mit diesen Projekten und geplanten Initiativen 
will die Landesregierung dem Klimaschutz weiter 
Schwung auf allen Ebenen verleihen, damit das 
Land Rheinland-Pfalz bis zum Zeitraum 2035–2040 
klimaneutral wird (Kapitel 6 und Kapitel 7). Dabei 
möchte die Landesregierung mit ihrer Landesver-
waltung eine Vorbildfunktion einnehmen.
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Beobachteter Klimawandel

Der Klimawandel hat bereits zu deutlichen klima-
tischen Veränderungen in Rheinland-Pfalz geführt. 
So ist die mittlere Jahrestemperatur seit Beginn der 
systematischen Aufzeichnungen Ende des 19. Jahr-
hunderts von 8,1  Grad Celsius (Periode 1881 bis 
1910) um 1,6  Grad Celsius auf 9,7  Grad Celsius 
(Periode 1992 bis 2021) angestiegen (vgl. Gra-
fik 1). Speziell in den letzten Jahrzehnten ist dieser 
Anstieg besonders stark ausgefallen. Dies zeigt sich 
insbesondere darin, dass die 14 wärmsten Jahre seit 
Messbeginn 1881 alle im Zeitraum ab 1994, die fünf 
wärmsten Jahre sogar alle im Zeitraum seit 2014 
auftraten. Des Weiteren ist das langjährige Mittel 
von 1992 bis 2021 mit 9,7 Grad Celsius gegenüber 
jenem von 1971 bis 2000 (8,9  Grad Celsius) be-
sonders deutlich angestiegen. Analog sind auch die 
mittleren Temperaturen in den einzelnen Jahres-
zeiten angestiegen. Dabei zeigen sich nur geringe 
Unterschiede zwischen den Jahreszeiten und der 
Entwicklung für das gesamte Jahr (vgl. Tabelle 1).

Bei der Niederschlagsentwicklung zeigt sich ein 
differenziertes Bild. Die Jahresniederschlags-
summe ist seit Ende des 19.  Jahrhunderts um ca. 
sechs Prozent gestiegen. Bezogen auf die einzelnen 
Jahreszeiten zeigen sich sowohl steigende (Früh-
jahr und insbesondere Winter) als auch annähernd 
gleichbleibende (Herbst) und sinkende (Sommer) 
Niederschlagssummen (vgl. Tabelle 1). 

Der Klimawandel hat nicht nur Veränderungen kli-
matologischer Parameter bewirkt, sondern auch zu 
vielen weiteren, allgemein sicht- und wahrnehm-

baren Veränderungen geführt. Zu nennen wären 
exemplarisch das Auftreten bisher in Rheinland-
Pfalz nicht heimischer Tier- und Pflanzenarten 
oder die spürbare Zunahme hitzebedingter Belas-
tung. In der Phänologie, der Pflanzenentwicklung, 
haben sich bedingt durch den Klimawandel bereits 
deutliche Veränderungen ergeben. So hat sich im 
Vergleich der Zeiträume 1951 bis 1980 und 1991 
bis 2020 die Vegetationsperiode (im Mittel für 
Rheinland-Pfalz) um nahezu drei Wochen verlän-
gert (vgl. Grafik 2). Während die Vegetationsperio-
de im Mittel einige Tage später endet, setzt die den 
Beginn der Vegetationsperiode markierende Ha-
selblüte bereits circa zwei Wochen früher ein: Mit-
te Februar gegenüber Ende Februar im Zeitraum 
1951 bis 1980. Entsprechend haben sich auch die 
weiteren phänologischen Phasen verändert. In den 
verschiedenen Naturräumen von Rheinland-Pfalz 
sind die Längen der Vegetationsperiode sowie die 
Zeitpunkte der einzelnen phänologischen Phasen 
aufgrund der unterschiedlichen Wärmegunst teil-
weise deutlich verschieden. Die allgemeinen Ent-
wicklungen sind aber einheitlich und vergleichbar 
zu jenen für das landesweite Mittel. 

Projektionen des zukünftigen Klimawandels

Für die Analyse der Auswirkungen der mensch-
lichen Aktivitäten auf das Klima der Erde werden 
globale Klimamodelle mit einer sehr groben Auflö-
sung verwendet (ca. 100 x 100 km). Die aktuellen 
Modellläufe basieren auf verschiedenen Treibhaus-
gas-Emissionsszenarien (RCPs) des 5. Sachstand-

Temperatur in °C Niederschlag in % Temperatur in °C Niederschlag in %

Kalenderjahr 6+6,1+ 7+5,1+
Frühjahr +1,7 +8 +1,5 +5
Sommer +1,6 -7 +1,5 -2
Herbst +1,4 +1 +1,2 +6
Winter +1,9 +30 +1,7 +28

1 Vergleich des jüngsten 30-jährigen Mittels 1992–2021 bzw. 1993–2022 gegenüber dem frühesten verfügbaren 30-jährigen Mittel 1881–1910 bzw. 
1882–1911; signifikante Änderungen farbig.

T1  Entwicklung von Temperatur und Niederschlag in Rheinland-Pfalz und Deutschland seit 1881 1

Daten: Deutscher Wetterdienst

Rheinland-Pfalz Deutschland
Zeitraum
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G1  Entwicklung der mittleren Jahrestemperatur in Rheinland-Pfalz seit 1881

1881–1910 1991–2020

Datenquelle: Deutscher Wetterdienst Darstellung: Rheinland-Pfalz Kompetenzzentrum für Klimawandelfolgen (www.kwis-rlp.de)

Entwicklung der Temperatur im Kalenderjahr (Jan−Dez)
im Bundesland Rheinland−Pfalz im Zeitraum 1881 bis 2021
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Phänologische Uhr für Rheinland−Pfalz
Leitphasen, mittlerer Beginn und Dauer der phänologischen Jahreszeiten

Zeiträume 1951−1980 und 1991−2020 im Vergleich
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Im äußeren Kreis ist der Zeitraum 1991−2020 dargestellt, im inneren Kreis der Referenzzeitraum 1951−1980.

G2  �Veränderungen in den phänologischen Leitphasen in Rheinland-Pfalz zwischen den Zeiträumen  
1951–1980 und 1991–2020

Projektionen der Entwicklung der mittleren Temperatur im Kalenderjahr
im Bundesland Rheinland-Pfalz bis Ende des 21. Jahrhunderts
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Dargestellt sind gleitende 30-jährige Mittelwerte. Das angegebene Jahr bezieht sich auf das Endjahr der 30-jährigen Periode: 2100 = Zeitraum 2071–2100. Zahlenangaben gerundet.

G3  �Projektionen der möglichen zukünftigen Entwicklung der mittleren Jahrestemperatur in Rheinland-Pfalz     
bis Ende des 21. Jahrhunderts

Beobachtungsdaten: DWD; Klimaprojektionen: RLP-Ensemble,
bereitgestellt durch DWD (Datengrundlage CORDEX und ReKliEs-De)

Darstellung:  
Rheinland-Pfalz Kompetenzzentrum für Klimawandelfolgen (www.kwis-rlp.de)

Datenquelle: Deutscher Wetterdienst Darstellung: Rheinland-Pfalz Kompetenzzentrum für Klimawandelfolgen (www.kwis-rlp.de)
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berichts des IPCC.1 Damit die Klimaprojektionen 
für Deutschland und auch für Rheinland-Pfalz bes-
ser nutzbar sind, werden die Ergebnisse der globa-
len Klimamodelle mit Hilfe von regionalen Klima-
modelle mit Hilfe von regionalen Klimamodellen 
bis hin zu einer Auflösung von ca. 12,5 x 12,5 km 
verfeinert. Bei der Analyse der Klimaprojektio-
nen werden immer die Ergebnisse von mehreren 
Kombinationen von Global- und Regionalmodel-
len betrachtet. Dieses sogenannte Modellensem-
ble führt zu einer Bandbreite der prognostizierten 
Klimaveränderungen. Für die Zukunft ist aufgrund 
des Klimawandels mit weiteren deutlichen klimati-
schen Veränderungen, auch in Rheinland-Pfalz, zu 
rechnen. Die regionalen Klimaprojektionen zeigen 
bis Ende des Jahrhunderts eine Fortsetzung des 
in der Vergangenheit beobachteten Temperatur
anstiegs. Bis zur Mitte des Jahrhunderts unter-
scheidet sich dabei die Entwicklung für das „star-
ker Klimaschutz“-Szenario (RCP2.6) nicht von jener 
für das „kein Klimaschutz“-Szenario (RCP8.5). Das 
Verhalten in diesem Zeitraum hat aber natürlich 
Konsequenzen für die weitere Temperaturentwick-
lung in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts. Die 
Klimaprojektionen zeigen bis Ende des Jahrhun-

1	 IPCC, 2013: Climate Change 2013: The Physical Science Basis. 
Contribution of Working Group I to the Fifth  Assessment Re-
port of the Intergovernmental Panel on Climate Change: https://
www.ipcc.ch/report/ar5/wg1/ [Stand: 3. November 2022].

„starker Klimaschutz“
(RCP2.6*)

„kein Klimaschutz“
(RCP8.5*)

„starker Klimaschutz“
(RCP2.6*)

„kein Klimaschutz“
(RCP8.5*)

Kalenderjahr +1,0 bis +1,5 +2,5 bis +4,5 -10 bis +10 -5 bis +15
Frühjahr +0,5 bis +1,5 +2,0 bis +3,5 -5 bis +15 -10 bis +20
Sommer +1,0 bis +2,0 +3,0 bis +5,0 -15 bis +5 -30 bis 0
Herbst +0,5 bis +2,0 +3,0 bis +5,0 -5 bis +5 -10 bis +20
Winter +1,0 bis +1,5 +3,0 bis +4,5 -5 bis +15 +5 bis +30

T2  Projektionen der möglichen zukünftigen Entwicklung von Temperatur- und 
Niederschlagsverhältnissen in Rheinland-Pfalz bis Ende des 21. Jahrhunderts1

galhcsredeiNrutarepmeT

1 2071 bis 2100 gegenüber Referenzzeitraum 1971 bis 2000.

Daten: Deutscher Wetterdienst, CORDEX, ReKlies-DE
*RCP: Representative Concentration Pathway.

Zeitraum

derts für die mittlere Jahrestemperatur im „kein 
Klimaschutz“-Szenario einen weiteren Anstieg 
zwischen 2,5 und 4,5 Grad Celsius und im „starker 
Klimaschutz“-Szenario von ein bis 1,5 Grad Celsius 
gegenüber dem Referenzzeitraum 1971 bis 2000 
(vgl. Grafik 3). Dies entspräche einem Anstieg zwi-
schen circa zwei und sechs Grad Celsius gegenüber 
dem Zeitraum 1881 bis 1910.

Wie bereits bei den beobachteten Veränderun-
gen zeigt sich bei den Projektionen der Tempe-
raturentwicklung in den einzelnen Jahreszeiten 
ein recht einheitliches, mit der Entwicklung der 
Jahrestemperatur vergleichbares Bild (vgl. Tabel-
le 2).

Beim Niederschlag sind die Unsicherheiten der 
regionalen Klimaprojektionen recht groß und 
die Aussagen nicht eindeutig. Die sicherste Aus-
sage kann über die zukünftige Entwicklung der 
Winterniederschläge getroffen werden. Für das 
„starker Klimaschutz“-Szenario zeigt die Mehr-
heit der Klimaprojektionen eine Zunahme der 
Niederschlagshöhen zum Ende des Jahrhunderts. 
Für das „kein Klimaschutz“-Szenario zeigen sogar 
alle Projektionen eine Zunahme. Für den Sommer 
ist für beide Szenarien mehrheitlich eine abneh-
mende Tendenz bis zum Ende des Jahrhunderts 
erkennbar (vgl. Tabelle 2).

https://www.ipcc.ch/report/ar6/wg2/
https://www.ipcc.ch/report/ar6/wg2/
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Rahmenbedingungen

Der bereits eingetretene globale, nationale und lo-
kale Klimawandel ist ein langfristiger Prozess, den 
es zusammen mit seinen Auswirkungen auf den 
Menschen und die Umwelt zu begrenzen gilt. Das 
zentrale Mittel ist die Minderung der Treibhaus-
gasemissionen bis zum Ausgleich von Emissionen 
und Senken. Alternativ reichern sich die ausgesto-
ßenen klimawirksamen Gase in der Atmosphäre 
über Jahrzehnte bis Jahrtausende an und behin-
dern, wie eine Bettdecke, die Wärmeabstrahlung 
der Erde in den Weltraum. Wie der IPCC in seinem 
nun Sechsten Sachstandsbericht 2022 beschreibt, 
entspricht eine bestimmte Menge an Treibhaus-
gasen in der Atmosphäre einer bestimmten glo-
balen wie auch lokalen Erwärmung. Dies hat eine 
zunehmende Anzahl an Extremwetterereignissen 
wie Starkniederschläge, Hitze- und Dürreperioden 
mit Auswirkungen auf die Natur, den Menschen 
und die Wirtschaft zur Folge. Je höher diese Er-
wärmung ausfällt, desto wahrscheinlicher werden 
Kipppunkte im Klimasystem, wie das Schmelzen 
der Permafrostböden oder der Verlust von Wäl-
dern, überschritten und dauerhafte unumkehrbare 
Klimaveränderungen eintreffen. 

Aus diesem Grund haben 2015 192 Staaten in Paris 
vereinbart die globale bodennahe Erderwärmung 
auf maximal zwei Grad besser 1,5 Grad Celsius zu 
begrenzen. Um die kritischen Treibhausgaskonzen-
trationen und die damit verbundenen Restemissio-
nen nicht zu überschreiten, wurden von den Teil-
nehmerstaaten Minderungszusagen gemacht und 
ein Emissionshandelssystem für Treibhausgase 
und Maßnahmen im Rahmen der Weltklimakonfe-
renz (COP) 26 in Glasgow abschließend festgelegt.

Europäische Union, Deutschland und Rheinland-
Pfalz

Die Europäische Union, Deutschland und Rhein-
land-Pfalz haben sich dazu in ihren Klimaschutz-
gesetzen zu deutlichen Emissionsminderungen 
verpflichtet und sich ambitionierte Zieljahre zum 
Erreichen der Treibhausgasneutralität gesetzt (Ta-
belle 3).

Ergänzend zu den Gesamtminderungszielen für 
Treibhausgasemissionen sind in einzelnen Be-
reichen sowohl im gültigen europäischen Kli-
magesetz als auch im bundesdeutschen Klima-
schutzgesetz jährliche Emissionsobergrenzen für 
einzelne Handlungsfelder (Sektoren), sogenannte 
Sektorenziele, aufgeführt. Nach dem Zukunfts-
vertrag Rheinland-Pfalz – 2021 bis 2026 ist dies 
zukünftig auch für Rheinland-Pfalz geplant. Wer-
den die Zielvorgaben verfehlt, müssen umgehend 
Maßnahmen aufgestellt und ergriffen werden, 
um die Vorgaben schnellstmöglich wieder zu er-
reichen. Beispielsweise stellt das Sofortprogramm 
Klimaschutz 2022 der Bundesregierung ein solches 
Maßnahmenpaket dar.

Emissionshandel

Bei einer Zielverfehlung der zugesagten Gesamt-
treibhausgasemissionsmengen von National-
staaten müssen für die überschüssigen Emissio-
nen CO2-Emissionszertifikate zur Kompensation 
erworben werden, um einen Ausgleich von Zu-
sage und wirklichen Emissionen zu erreichen. 
Dies erfolgt nach den Vereinbarungen von Paris 
(COP  21) und Glasgow (COP  26) ausschließlich 
zwischen den Nationalstaaten. Für Rheinland-

T3  Vorgeschriebene Emissionsminderungen und Zieljahre zum Erreichen der Treibhausgasneutralität

Gebiet Rechtsgrundlage
THG-Emissionsminderung 2030 

ggü. 1990
Jahr der THG-Neutralität

EU 0502%55-1202 ,ztesegamilK .poruE
Deutschland 5402%56-1202 ,ztesegztuhcsamilK .tD

Rheinland-Pfalz –ztesegztuhcsamilksednaL
2050

2035–2040*

* Der Zukunftsvertrag Rheinland-Pfalz – 2021 bis 2026 vom 18.5.2021 legt fest, dass Rheinland-Pfalz in einem Korridor zwischen 2035 und 2040
   klimaneutral werden soll.
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Pfalz ist ein Ausgleich von Emissionen im Landes-
klimaschutzgesetz zu regeln.

Um die Minderungen in den einzelnen Sekto-
ren anzuregen, findet seit 2008 auf EU-Ebene 
ein CO2-Emissionshandelssystem (EU-ETS) in 
den Sektoren Energiewirtschaft und Industrie 
statt. Hier müssen die betroffenen Unternehmen 
CO2-Zertifikate erwerben, um zu hohe Emissions-
mengen auszugleichen.

Ergänzend für den Gebäude- und Verkehrsbe-
reich wirkt das Brennstoffemissionshandelsgesetz 
(BEHG) auf nationaler Ebene. Dieses legt den an 
den Staat zu zahlenden Preis pro verursachter Ton-
ne Kohlendioxidäquivalent fest und lässt ihn vor-
definiert von 25 Euro für 2021 auf 55 Euro für 2025 
ansteigen. Für das Jahr 2026 soll ein Preiskorridor 
von mindestens 55 und höchstens 65 Euro gelten. 
Dieser Preis soll die Umstellung auf klimafreund-
lichere Wärmeerzeugung und Mobilität forcieren. 
Ab 2026 werden der Gebäude- und der Transport-
sektor in einem zweiten separaten europäischen 
CO2-Emissionshandelssystem (EU-ETS  2) aufge-
nommen. Teile der Einnahmen des EU-ETS 2 sollen 
für einen Klimasozialfonds eingesetzt werden, der 

zu einem Anteil finanzschwächere Gesellschafts-
bereiche unterstützen soll. Einzelheiten legen die 
Nationalstaaten im Rahmen der EU-Vorgaben fest.

Über den gesetzlichen Rahmen hinaus besteht die 
Möglichkeit, freiwillige CO2-Kompensationsmög-
lichkeiten zu nutzen. Der Markt hierzu ist vielfältig 
und die Beachtung relevanter Standards wird drin-
gendst empfohlen (Umweltbundesamt, 2018)1, 
um eine preiswerte Grünfärberei (engl. green-
washing) zu vermeiden. 

Berichterstattung

Die Entwicklung der Emissionen wird durch die 
Landesklimaschutzberichte angezeigt und über-
prüft. Das gültige Landesklimaschutzgesetz legt 
fest, dass alle zwei Jahre ein Klimaschutzbericht 
über die Gesamtemissionen und den Status der 
einzelnen Klimaschutzkonzeptmaßnahmen vorzu-
legen ist. Nach Verabschiedung des Landesklima-
schutzkonzepts im Dezember 2020, das einen Be-
richtsteil umfasst, ist dies nun 2022 der Fall. 

1	 Umweltbundesamt, 2018: Freiwillige CO2-Kompensation durch Kli-
maschutzprojekte. Leitfaden: https://www.umweltbundesamt.de/ 
sites/default/files/medien/376/publikationen/ratgeber_freiwillige_
co2_kompensation_final_internet.pdf [Stand: 13. Mai 2022].

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/ratgeber_freiwillige_co2_kompensation_final_internet.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/ratgeber_freiwillige_co2_kompensation_final_internet.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/ratgeber_freiwillige_co2_kompensation_final_internet.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/ratgeber_freiwillige_co2_kompensation_final_internet.pdf
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Treibhausgasemissionen

Treibhausgasemissionen entstehen in erster Linie bei der Verbrennung von fossilen Energieträgern zum 
Zweck der Energiegewinnung. Den wesentlichen Teil der Treibhausgase machen deswegen die aus dem 
Energieverbrauch resultierenden Emissionen aus (energiebedingte Emissionen). Klimaschädliche Gase 
entstehen aber auch in anderen Bereichen, insbesondere bei verschiedenen Produktionsprozessen in 
der Industrie und in der Landwirtschaft. Das Monitoring über die Entwicklung der Treibhausgase in 
Rheinland-Pfalz umfasst sowohl die Entwicklung der energiebedingten Treibhausgasemissionen als 
auch die Entwicklung der sonstigen Treibhausgasemissionen. Die Berichtspflichten sind in §7 Landes-
klimaschutzgesetz (LKSG) geregelt.

Bei der Ermittlung und Darstellung der Treibhausgasemissionen für Rheinland-Pfalz orientiert sich das 
Statistische Landesamt an den Methodenstandards des Arbeitskreises Umweltökonomische Gesamt-
rechnungen der Länder (AK UGRdL) und des Länderarbeitskreises Energiebilanzen (LAK Energiebilan-
zen). Die Berechnungen für die Länderebene lehnen sich dabei soweit wie möglich an internationale 
Berichtsstandards und die Vorgehensweise des Umweltbundesamtes (UBA) an. Bei der Treibhausgas-
bilanzierung ist in der Regel der Entstehungsort der Emissionen für den Nachweis maßgeblich (Quel-
len- bzw. Territorialprinzip).

Als wichtigste anthropogene, also durch den Menschen verursachte, Treibhausgase sind neben Kohlen-
dioxid (CO2) vor allem Methan (CH4) und Lachgas (Distickstoffoxid bzw. N2O) zu nennen. Hinzu kom-
men weitere Gase, die sogenannten F-Gase (fluorierte Treibhausgase). Mit der Hilfe von CO2-Äquiva-
lenzfaktoren werden die unterschiedlichen Treibhausgase normiert und bezüglich ihrer Auswirkungen 
auf das Klima miteinander vergleichbar gemacht.

Kohlendioxidemissionen machen in Deutschland wie in Rheinland-Pfalz fast 90 Prozent der Treibhaus-
gase aus und sind damit die Hauptursache für den anthropogenen Treibhausgaseffekt. Sie entstehen 
vor allem bei der Verbrennung fossiler Energieträger wie Erdöl und Erdgas für die Strom- und Wärme-
erzeugung, im Verkehr und in der Industrie. Methan entsteht hauptsächlich in der Landwirtschaft (ins-
besondere bei der Tierhaltung), aber auch bei der Abfalldeponierung und der Energieproduktion. Die 
bedeutendste Quelle der Entstehung von Lachgas ist die landwirtschaftliche Bodennutzung, insbeson-
dere durch die Verwendung von stickstoffhaltigem Düngemittel. F-Gase werden für verschiedene Pro-
dukte genutzt. Sie dienen z. B. als Kältemittel in Kühl- und Klimaanlagen, als Treibmittel bei Schaum- 
und Dämmstoffen sowie bei Aerosolen oder als Feuerlöschmittel. Erst im Fall einer Freisetzung werden 
sie klimawirksam (z. B. bei der nicht-fachgerechten Entsorgung von Altgeräten).1

In diesem Bericht werden die Treibhausgase erstmalig den Sektoren zugeordnet, die im Bundesklima-
schutzgesetzes (KSG) von 2019 definiert wurden (siehe Kapitel 4.4). Diese neue Sektorabgrenzung 
unterscheidet sich von der Abgrenzung in den bisherigen Klimaschutzberichten des Landes, die sich an 
der Darstellung des AK UGRdL und des LAK Energiebilanzen orientierte. Aufgrund der unterschiedli-
chen Herangehensweisen bei der Abgrenzung der Sektoren sind die sektorspezifischen Ergebnisse nicht 
direkt miteinander vergleichbar. Die Abgrenzung der Sektoren nach dem KSG unterscheidet sich auch 
von der in der internationalen Emissionsberichterstattung üblichen Gliederung nach dem Common 
Reporting Format (CRF). Für die Sektoraufteilung entsprechend der Abgrenzung nach dem KSG gibt 
es für die Bundesländer derzeit noch keine abgestimmte Vorgehensweise. Die Darstellung in diesem 
Bericht ist deshalb nur eingeschränkt mit ähnlichen Veröffentlichungen für andere Bundesländer ver-
gleichbar. Der Berechnungsstand der Treibhausgasbilanzierung in diesem Bericht ist September 2022. 
Eine ausführliche Methodenbeschreibung ist im Anhang dieses Berichts zu finden.

*	� Eine detaillierte Beschreibung der Treibhausgasemissionen veröffentlicht das Umweltbundesamt auf seiner Homepage: 
http://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/klimaschutz-energiepolitik-in-deutschland/treibhausgas-emis-
sionen/die-treibhausgase [Stand: 24. März 2022].

Ermittlung der Treibhausgasemissionen: Informationen zur Methodik

*

https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/klimaschutz-energiepolitik-in-deutschland/treibhausgas-emissionen/die-treibhausgase
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/klimaschutz-energiepolitik-in-deutschland/treibhausgas-emissionen/die-treibhausgase
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4.1	� Treibhausgasemissionen seit 1990: 
Gesamtentwicklung und Bewertung

Die Treibhausgasemissionen nahmen in Rhein-
land-Pfalz zwischen 1990 und 2020 um knapp 
39 Prozent ab (bis 2019: –37 Prozent). Der Ziel-
wert der Landesregierung von 40 Prozent wurde 
um 1,5  Prozentpunkte verfehlt. In Deutschland 
gingen die Treibhausgasemissionen um 41  Pro-
zent zurück (bis 2019: –36 Prozent).

Bei der Interpretation dieser Ergebnisse ist zu be-
achten, dass das Jahr 2020 durch die Coronakrise 
geprägt war. Treibhausgasemissionen unterliegen 
zum Teil kräftigen kurzfristigen Schwankungen. 
Dies ist darauf zurückzuführen, dass die Emissio-
nen im Wesentlichen aus dem Energieverbrauch 
resultieren. Der Energieverbrauch schwankt unter 
anderem mit der konjunkturellen Entwicklung. 
Das rheinland-pfälzische Bruttoinlandsprodukt 
ging 2020 um vier  Prozent zurück (Deutsch-
land: –4,6  Prozent). Der kräftige Rückgang der 
gesamtwirtschaftlichen Leistung war vor allem 
auf den Industriesektor zurückzuführen. Aber 
auch in den Dienstleistungsbranchen verringerte 
sich die Bruttowertschöpfung deutlich. Die Ent-
wicklung des Energieverbrauchs wird allerdings 
vor allem durch die energieintensiven Industrie-

zweige beeinflusst. Rheinland-Pfalz ist durch 
eine vergleichsweise energieintensive Industrie-
struktur geprägt. Zu nennen ist hier insbesondere 
die Chemische Industrie; es folgen die Glas- und 
Keramikindustrie, die Papier- und Pappeindustrie 
sowie die Metallerzeugung und -bearbeitung. Der 
Anteil des Umsatzes energieintensiver Branchen 
am Gesamtumsatz des Verarbeitenden Gewer-
bes lag 2020 bei 42 Prozent; in Deutschland be-
lief sich dieser Anteil dagegen nur auf 19 Prozent.1

Die Treibhausgasemissionen 2020 sanken im 
Vergleich zum Jahr zuvor um 2,3 Prozent (2019: 
+2,2  Prozent), was mit rückläufigen Energie-
verbräuchen in der Coronakrise, insbesondere 
im Bereich der Mobilität, zusammenhängt. In 
Deutschland fiel der Rückgang mit 8,9  Prozent 
wesentlich kräftiger aus als hierzulande (2019: 
–6 Prozent). Dies dürfte nicht nur mit den struk-
turellen Unterschieden im Bereich der energiein-
tensiven Industriezweige zusammenhängen. Das 
Umweltbundesamt (UBA) geht davon aus, dass 
der Rückgang in Deutschland 2020 hauptsächlich 
auf eine verminderte Braun- und Steinkohlever-

1	 Die Abgrenzung energieintensiver Branchen erfolgt hier auf Ba-
sis der Jahreserhebung über die Energieverwendung im Verarbei-
tenden Gewerbe (Energieverbrauch einschließlich nicht-energe-
tischem Verbrauch bezogen auf den Branchenumsatz).
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stromung zurückzuführen ist.2 Kohle spielt für die 
Stromerzeugung in Rheinland-Pfalz keine nen-
nenswerte Rolle. In Rheinland-Pfalz wird dagegen 
–  neben den erneuerbaren Energieträgern  – vor 
allem Erdgas zur Stromerzeugung eingesetzt. 
Die Stromerzeugung aus Erdgas ist mit weniger 
klimaschädlichen Emissionen verbunden als die 
Stromerzeugung aus Kohle. Langfristig nahm die 
Stromproduktion in Rheinland-Pfalz zu. Dadurch 
ging hierzulande zwar der Bedarf an Stromimpor-
ten zurück, aber es entstehen zusätzliche Emis-
sionen, die sich nach dem Quellen- bzw. Territo-
rialprinzip in der Treibhausgasbilanz des Landes 
niederschlagen. Im Jahr 2020 stiegen die CO2-
Emissionen durch die Verbrennung von Erdgas 
um 2,7 Prozent; verantwortlich war hierfür u.  a. 
die stärkere Nutzung von Erdgas in der Industrie 
und in den Stromkraftwerken zur allgemeinen 
Versorgung.

Ein Abwärtstrend ist aus der aktuellen Entwick-
lung nicht ablesbar. In den letzten zehn Jahren des 
Betrachtungszeitraums schwankten die Treib-
hausgasemissionen um einen Wert von jährlich 

2	 Die Daten und begleitende Berichte zur Entwicklung der Treib-
hausgasemissionen veröffentlicht das UBA im Internet: �  
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/
treibhausgas-emissionen [Stand: 6. Mai 2022]. 
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rund 32 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente. Auf-
grund der positiven Konjunkturentwicklung 2021 
könnte der Energieverbrauch und damit auch die 
energiebedingten Treibhausgasemissionen wie-
der zunehmen. Für 2021 zeigt die Entwicklung 
des Bruttoinlandsprodukts in Rheinland-Pfalz ein 
Rekordwachstum von 9,6 Prozent (Deutschland: 
+2,9  Prozent). Der Umsatz des Verarbeitenden 
Gewerbes stieg 2021 um 17  Prozent. Die ener-
gieintensive Chemische Industrie verzeichnete 
ein Umsatzplus von 21  Prozent. Das UBA geht 
in seiner Schätzung für Deutschland von einer 
Steigerung der Treibhausgase im Jahr 2021 um 
4,5 Prozent aus. Die Angaben sind aber auf Grund 
begrenzter Datengrundlagen noch unsicher. 

Die Entwicklung der Treibhausgase wird heute 
maßgeblich durch die Kohlendioxidemissionen 
bestimmt. Im Jahr 2020 hatten sie einen Anteil 
von 90  Prozent an den Treibhausgasen (2019: 
ebenfalls 90  Prozent). Der Anteil ist seit 1990 
– insbesondere durch die Reduzierung von Lach-
gas  – fortwährend gestiegen, sodass die Be-
deutung von Kohlendioxid im Vergleich zu den 
anderen Arten von Treibhausgasen zunahm. Zu 
Beginn des Betrachtungszeitraums lag der An-
teil von CO2 an den Treibhausgasemissionen erst 

https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/treibhausgas-emissionen
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/treibhausgas-emissionen
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G6 Treibhausgasemissionen 1990–2020 nach Art der Gase

bei 59  Prozent. Die Kohlendioxidemissionen re-
sultieren im Wesentlichen aus der Verbrennung 
von fossilen Energieträgern (2020: 93  Prozent). 
Hinzu kommen CO2-Emissionen aus industriellen 
Produktionsprozessen und nicht-energiebedingte 
CO2-Emissionen aus der Landwirtschaft. Für die 
Realisierung von Klimaschutzzielen sind damit 
die Entwicklungen bei den energiebedingten Koh-
lendioxidemissionen ausschlaggebend. Sie haben 
mittlerweile das höchste Gewicht und damit den 
stärksten Einfluss auf das Minderungspotenzial 
der Treibhausgase insgesamt. Methan und Lach-
gas kamen 2020 gemeinsam auf einen Anteil 
von 8,4  Prozent an den Treibhausgasen (2019: 
8,2  Prozent). Die F-Gase lagen bei 1,9  Prozent 
(2019: 2,1 Prozent). 

Mit 28,2 Millionen Tonnen war der gesamte Koh-
lendioxidausstoß 2020 rund zwei Millionen Ton-
nen niedriger als 1990 (2019: 28,9 Millionen Ton-
nen; –1,3 Millionen Tonnen gegenüber 1990). Die 
CO2-Emissionen lagen damit 2020 um 6,6  Pro-
zent unter dem Niveau von 1990 (2019: –4,4 Pro-
zent). Im Vergleich zu Lachgas und Methan ver-
änderten sich die CO2-Emissionen allerdings nur 
relativ wenig. In den letzten fünf Jahren wurden 
Schwankungen zwischen 28  und 29  Millionen 
Tonnen verzeichnet. 

Ein Großteil der Emissionsminderung bei den 
Treibhausgasen in Rheinland-Pfalz erfolgte bereits 
in den 1990er-Jahren. Ursächlich hierfür war im 
Wesentlichen die Reduktion von Lachgas. Seitdem 
hat sich der Minderungsprozess deutlich verlang-
samt. Zu Beginn des Betrachtungszeitraums war 
der Ausstoß von Lachgas in Rheinland-Pfalz auch 
im Vergleich zu anderen Bundesländern sehr hoch. 
Der Grund hierfür waren die produktionsbeding-
ten Emissionen der heimischen Industrie, insbe-
sondere der Chemischen Industrie, die damals wie 
heute eine wesentliche Bedeutung für die rhein-
land-pfälzische Wirtschaft hat. Mithilfe verfah-
renstechnischer Maßnahmen wurden die Lachgas-
emissionen erheblich reduziert. Es ist zumindest 
kurzfristig nicht absehbar, dass ein vergleichbares 
weiteres Ausschöpfungspotenzial technologischer 
Neuerungen zur Reduzierung der Gesamtmenge 
an Treibhausgasen in Rheinland-Pfalz besteht.

Im Schnitt emittierte jede Rheinland-Pfälzerin 
bzw. jeder Rheinland-Pfälzer 7,7 Tonnen Treibhaus-
gase (gemessen in CO2-Äquivalenten). Dies waren 
sechs Tonnen weniger als 1990, was einer Verrin-
gerung um 44 Prozent entspricht (1990 bis 2019: 
–43 Prozent). In Deutschland ging der Ausstoß von 
Treibhausgasen pro Kopf ebenfalls um 44 Prozent 
zurück (1990 bis 2019: –38 Prozent). 



Treibhausgasemissionen

27

Mit 8,8 Tonnen ist der durchschnittliche Pro-Kopf-
Ausstoß von Treibhausgasen bundesweit rund eine 
Tonne höher als hierzulande. Bei der Bewertung 
dieses Niveauunterschieds ist zu beachten, dass 
aufgrund des in der Treibhausgasbilanzierung an-
gewandten Quellenprinzips ausschließlich die 
Emissionsmengen ausgewiesen werden, die inner-
halb eines Landes ausgestoßen werden. Emissio-
nen, die außerhalb von Rheinland-Pfalz entstehen, 
aber – insbesondere durch den Stromverbrauch – 
von den rheinland-pfälzischen Unternehmen und 

Haushalten verursacht werden, bleiben hier un-
berücksichtigt. Im Gegensatz zu Deutschland ist 
Rheinland-Pfalz trotz deutlich zunehmender ei-
gener Erzeugung weiterhin ein Stromimportland 
und verursacht indirekt Emissionen, z. B. durch die 
Nutzung von Strom, der aus Kohle gewonnen und 
nach Rheinland-Pfalz geliefert wird. Die Verlage-
rung der Stromproduktion nach Rheinland-Pfalz 
führt dazu, dass die bisher außerhalb des Landes 
indirekt verursachten Emissionen zunehmend in 
der Landesbilanz erfasst werden.
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Einflussfaktoren des Energieverbrauchs und der energiebedingten Treibhausgasemissionen
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Die Treibhausgasemissionen resultieren hauptsächlich aus der Verbrennung von fossilen Energie-
trägern. Die Höhe des Energieverbrauchs hängt z. B. von den Witterungsbedingungen ab, die unter 
anderem den Heizbedarf beeinflussen. Zudem wird der Energieverbrauch durch wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Faktoren bestimmt. Dazu gehören insbesondere die Wirtschaftsstruktur und die 
Konjunkturentwicklung, die Zahl der Einwohnerinnen bzw. Einwohner und der Haushalte sowie die 
Wohnverhältnisse und die Entwicklungen im Bereich Verkehr. 

Die langfristige Steigerung der 
Energieproduktivität ist unter 
anderem darauf zurückzufüh-
ren, dass nicht mehr zeitgemä-
ße Verfahren und Technologien 
nach und nach durch effizien-
tere moderne abgelöst wurden. 
Ein anderer wesentlicher Grund 
dürfte die Veränderung der 
Wirtschaftsstruktur sein. Der 
Dienstleistungsbereich, der im 
Vergleich zur Warenproduktion 
mit einem geringeren Energie-
einsatz auskommt, hat im Be-
trachtungszeitraum deutlich an 
Bedeutung gewonnen. 

Die Effizienzgewinne fielen in 
Deutschland höher aus als in 
Rheinland-Pfalz. Der Unterschied 
ist zum einen auf ein kräftigeres 
Wirtschaftswachstum in Deutsch-
land zurückzuführen. Zum ande-
ren ist die Wirtschaftsstruktur in 
Rheinland-Pfalz durch besonders 
energieintensive Branchen geprägt. 
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Einflussfaktoren des Energieverbrauchs und der energiebedingten Treibhausgasemissionen

Umsatzanteil energieintensiver 
Industrien
Unter den energieintensiven Industriezweigen 
ist die Chemische Industrie besonders hervor-
zuheben. Sie gehört zu den Branchen mit einem 
besonders hohen Energiebedarf und ist hierzu-
lande der wichtigste Industriezweig. 

Zu den energieintensiven Branchen im Verarbei-
tenden Gewerbe zählen außerdem unter ande-
rem die Papier- und Pappwarenbranche sowie 
die Glas- und Keramikindustrie.

Strom, Wärme und Verkehr
Nicht nur die Industrie, sondern auch die Haus-
halte und Kleinverbraucher tragen mit der 
Nutzung von Strom und ihrem Heizverhalten 
einen wesentlichen Teil zum rheinland-pfälzi-
schen Energieverbrauch bei. Hinzu kommt – un-
abhängig von gewerblichen oder privaten Zwe-
cken – der Energieverbrauch im Verkehr.

In Rheinland-Pfalz stieg die Zahl der Einwoh-
nerinnen und Einwohner, der Haushalte sowie 
die Wohnfläche je Einwohnerin bzw. Einwoh-
ner zwischen 1991 und 2020 stärker als in 
Deutschland. Dies dürfte gesamtwirtschaftlich mit einem steigenden Bedarf an Nutzenergie, 
also z. B. Wärme und Licht, einhergegangen sein. Aber auch im Bereich der Haushalte und Klein-
verbraucher wurde die Energienutzung durch den technologischen Fortschritt effizienter. Struk-

turelle Unterschiede gibt es 
auch im Bereich Verkehr. 
Die Zahl der Fahrzeuge ist 
in Rheinland-Pfalz deutlich 
höher als bundesweit. Dies 
dürfte unter anderem darauf 
zurückzuführen sein, dass in 
Rheinland-Pfalz vergleichs-
weise viele Berufstätige zwi-
schen Wohnort und Arbeits-
ort pendeln.
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Basis der Jahreserhebung über die Energieverwendung. im 
Verarbeitenden Gewerbe (Energieverbrauch einschließlich 
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4.2	 CO2-Emissionen aus dem Energie
verbrauch 

Die energiebedingten CO2-Emissionen entstehen 

vor allem bei der Verbrennung fossiler Energieträ-

ger wie Erdgas und Erdöl für die Strom- und Wär-

meerzeugung sowie im Verkehr. Die Berechnungs-

basis für die Ermittlung der CO2-Emissionen ist die 

rheinland-pfälzische Energiebilanzierung. In die Be-

rechnungen fließen nicht nur amtliche Daten aus 

verschiedenen Statistiken ein, sondern auch Daten, 
die von Verbänden der Energiewirtschaft oder For-

schungsinstituten zur Verfügung gestellt werden.

CO2-Emissionen nach der Quellenbilanz

Nach der Quellenbilanz beliefen sich die CO2-Emis-
sionen 2020 auf 26,2  Millionen Tonnen (2019: 

27,1  Millionen Tonnen). Gegenüber dem Jahr zu-

vor sanken die Emissionen um 3,2  Prozent (2019: 

+2,5 Prozent). Der Rückgang 2020 ist hauptsächlich 

auf einen sinkenden Energieverbrauch zurückzufüh-

ren. Dies gilt insbesondere für Mineralöle und Mi-

neralölprodukte, die vor allem für den Verkehr von 

wesentlicher Bedeutung sind. Infolge der niedrigen 

Fahrleistungen im Coronajahr 2020 ist der Ver-

brauch von Kraftstoffen deutlich gesunken. 

Der weitaus größte Teil des CO2-Ausstoßes resul-
tiert in Rheinland-Pfalz aus der Verbrennung von 
Mineralölen bzw. Mineralölprodukten und Erdgas 
(2020: 93 Prozent; 2019: 92 Prozent). Der Einsatz 
von Mineralölen und Mineralölprodukten führte 
2020 zu einem Ausstoß von 12,2 Millionen Tonnen 
Kohlendioxid (2019: 13,3  Millionen Tonnen). Dies 
war fast die Hälfte der in der rheinland-pfälzischen 
Quellenbilanz nachgewiesenen CO2-Emissionen 
(2020: 47 Prozent; 2019: 49 Prozent). Grundsätzlich 
unterliegt der Verbrauch von Mineralölen und Mi-
neralölprodukten vergleichsweise starken kurzfris-
tigen Schwankungen, die insbesondere konjunktur- 
und witterungsbedingt sind. Die Ergebnisse für das 
Coronajahr 2020 zeigen einen besonders kräftigen 
Rückgang der CO2-Emissionen durch den Mineralöl-
verbrauch (–7,6 Prozent). Im Jahr zuvor waren diese 
Emissionen um 4,3 Prozent gestiegen.

Im Vergleich zu den 1990er-Jahren ging der CO2-
Ausstoß durch den Verbrauch von Mineralölen und 
Mineralölprodukten zurück, und zwar auch ohne 
Berücksichtigung des pandemiebedingten Son-
dereffekts 2020: Im Zeitraum von 1990 bis 2019 
lag der Rückgang bei 16  Prozent (1990 bis 2020: 
–23 Prozent). Im Gegensatz dazu nahmen die CO2-
Emissionen durch den Verbrauch von Erdgas kräf-
tig zu (1990 bis 2019: +71 Prozent; 1990 bis 2020: 
+76 Prozent). Dies hängt unter anderem damit zu-
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sammen, dass der Strombedarf in Rheinland-Pfalz 
zunehmend aus der eigenen Produktion im Land 
gedeckt wird. Für die rheinland-pfälzische Strom-
erzeugung wird vor allem Erdgas eingesetzt (gefolgt 
von Windkraft und Fotovoltaik). Die Nettostrom-
importe (Stromaustauschsaldo) gingen seit 1990 
um 70  Prozent zurück. Außerdem ersetzte Erdgas 
zunehmend Heizöl als Hauptenergieträger zur Er-
zeugung von Wärme.

Der CO2-Ausstoß durch die Nutzung von Erdgas in 
Rheinland-Pfalz stieg 2020 um 2,7 Prozent gegen-
über 2019 (2019: +1,2  Prozent gegenüber 2018). 
Der Erdgasverbrauch verursachte damit 46 Prozent 
der energiebedingten Kohlendioxidemissionen in 
Rheinland-Pfalz (2019: 43  Prozent). Im Jahr 1990 
lag dieser Anteil erst bei 25  Prozent (Mineralöle 
bzw. Mineralölprodukte: 58 Prozent). Die Emissio-
nen aus dem Einsatz von Kohle hatten zu Beginn 
des Betrachtungszeitraumes noch einen Anteil von 
18 Prozent an den Gesamtemissionen; 2020 waren 
es dagegen nur noch 1,7 Prozent. Der durchschnitt-
liche CO2-Emissionsfaktor von Erdgas ist im Ver-
gleich zu den anderen fossilen Energieträgern deut-
lich geringer. 

In Deutschland fiel die Verringerung der energie-
bedingten CO2-Emissionen 2020 nach Angaben 
des Umweltbundesamtes mit einem Minus von 

9,8 Prozent kräftiger aus als in Rheinland-Pfalz (Un-
terschied: 6,6 Prozentpunkte). Dies hängt unter an-
derem mit der rückläufigen Nutzung von Stein- und 
Braunkohlen für die Stromerzeugung zusammen. In 
Rheinland-Pfalz spielt Kohle dagegen nur eine sehr 
geringe Rolle. Rheinland-Pfalz importiert im Gegen-
satz zu Deutschland Strom, um den eigenen Bedarf 
im Land decken zu können. Die Quellenbilanz bietet 
aber ausschließlich Informationen über die inner-
halb des Landes emittierten energiebedingten CO2-
Emissionen. Dabei werden unter anderem Emissio-
nen ausgewiesen, die auf die Erzeugung von Strom 
zurückzuführen sind, auch wenn ein Teil dieser Men-
ge exportiert wird. Die durch Stromimporte indirekt 
verursachten Emissionen der rheinland-pfälzischen 
Endverbraucher bleiben hingegen unberücksichtigt. 
Die Nettostromimporte deckten 2020 in Rhein-
land-Pfalz 21 Prozent des Stromverbrauchs (2019: 
26 Prozent). 

Durch die Stromproduktion in Rheinland-Pfalz 
entstanden 2020 rund 3,6  Millionen  Tonnen CO2 
(2019: 3,5  Millionen Tonnen). Der durchschnitt-
liche CO2-Ausstoß je erzeugter Kilowattstunde 
Strom lag bei 161 Gramm. Dieser Wert ist 57 Pro-
zent geringer als der bundesdurchschnittliche Wert 
(375 g je kWh). Im Vergleich zum Referenzjahr 1990 
sanken die CO2-Emissionen je erzeugter Kilowatt-
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stunde Strom in Rheinland-Pfalz um fast zwei Drit-
tel, während sie in Deutschland um rund die Hälfte 
zurückgingen. Ursächlich für die Verringerung ist in 
Rheinland-Pfalz wie in Deutschland vor allem der 
langfristig steigende Anteil der erneuerbaren Ener-
gien an der Stromerzeugung, dessen Ausbau wirt-
schafts- und umweltpolitisch gefördert wurde. Die 
erneuerbaren Energien werden als klimaneutral be-
wertet, das heißt, es wird davon ausgegangen, dass 
die Nutzung von erneuerbaren Energieträgern keine 
CO2-Emissionen verursacht.3 Der Unterschied zwi-
schen Rheinland-Pfalz und Deutschland ist darauf 
zurückzuführen, dass in Deutschland mehr Kohle 
zur Stromerzeugung eingesetzt wird (Anteil 2020: 
23 Prozent; Rheinland-Pfalz: 0,3 Prozent). In Rhein-
land-Pfalz ist Erdgas mit einem Anteil von 44 Pro-
zent an der Stromerzeugung 2020 der wichtigste 
Energieträger (Deutschland: 16  Prozent). Außer-
dem ist der Anteil der erneuerbaren Energien in 
Rheinland-Pfalz höher; er lag 2020 bei 52 Prozent 
(Deutschland: 44 Prozent).

Obwohl der durchschnittliche CO2-Ausstoß in der 
rheinland-pfälzischen Stromproduktion vergleichs-
weise gering ist, gingen die gesamten energiebe-

3	 Grundsätzlich können erneuerbare Energieträger aber mit soge-
nannten indirekten Emissionen verbunden sein, die z. B. bei der 
Herstellung von Anlagen zur Energieumwandlung entstehen.

dingten CO2-Emissionen langfristig in Deutschland 
wesentlich kräftiger zurück als in Rheinland-Pfalz, 
und zwar um 40  Prozent (bis 2019: –33  Prozent). 
Die Quellenbilanz für Rheinland-Pfalz weist gegen-
über 1990 nur einen Rückgang um 4,6  Prozent 
aus (bis 2019: –1,4 Prozent). Bei der Interpretation 
sind die teils strukturellen Unterschiede zwischen 
Rheinland-Pfalz und Deutschland zu beachten. 
Einer der Gründe für die unterschiedliche Entwick-
lung in Rheinland-Pfalz und Deutschland ist, dass 
in Deutschland ein vergleichsweise hohes CO2-
Einsparpotenzial ausgeschöpft wurde, weil die er-
neuerbaren Energien in der Stromproduktion fos-
sile Energieträger, insbesondere Kohlen, ersetzen 
konnten. Die rheinland-pfälzische Stromproduk-
tion wurde hingegen ausgebaut. Dies geschah zwar 
hauptsächlich durch die Nutzung von erneuerbaren 
Energien, aber auch durch einen steigenden Einsatz 
des fossilen Energieträgers Erdgas. Außerdem ist zu 
beachten, dass es in Deutschland eine Verringerung 
der Emissionen in den neuen Bundesländern zu Be-
ginn der 1990er-Jahre gab. Im Zuge des Struktur-
wandels nach der Wende gingen in den neuen Bun-
desländern vor allem die CO2-Emissionen aus dem 
Verbrauch von Braunkohle deutlich zurück. Hinzu 
kommt, dass die besonders energieintensiven In-
dustriebranchen, vor allem die Chemische Industrie, 
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für die rheinland-pfälzische Wertschöpfung nach 
wie vor eine wesentlich größere Rolle spielen als für 
die Wertschöpfung in Deutschland. 

Während die CO2-Emissionen in Rheinland-Pfalz  
langfristig –  wenn auch im Vergleich zu Deutsch-
land im geringeren Ausmaß –   zurückgingen, stieg 
der Primärenergieverbrauch im Betrachtungszeit-
raum um 9,4  Prozent (+11  Prozent zwischen 1990 
und 2019). Hier spiegelt sich wieder, dass der An-
teil der emissionsrelevanten bzw. CO2-intensiven 
fossilen Energieträger an der Deckung des Energie-
verbrauchs abnahm. Die Zusammensetzung des 
Energiemixes in Rheinland-Pfalz ist heute weniger 
klimaschädlich als 1990. Der Effekt ist aber in der 
Quellenbilanz weniger ausgeprägt als bei der ver-
ursacherbezogenen Bilanzierung. Dies liegt im We-
sentlichen daran, dass die Emissionen durch Strom-
importe in der Quellenbilanz nicht berücksichtigt 
werden. Aufgrund der strukturellen Unterschiede 
zwischen Rheinland-Pfalz und Deutschland, insbe-
sondere beim Strom, ist es sinnvoll, für Rheinland-
Pfalz auch eine verursacherorientierte Betrachtung 
vorzunehmen.

CO2-Emissionen nach der Verursacherbilanz

Die Verursacherbilanz liegt nur für die Landesebe-
ne vor. Sie zeigt die Emissionen aus dem Verbrauch 
von Endenergie.4 Aus der Verursacherbilanz ergibt 
sich für Rheinland-Pfalz –  insbesondere durch die 
zusätzliche Berücksichtigung der Stromimpor-
te  – ein wesentlich höherer Wert für die Kohlen
dioxidemissionen als aus der Quellenbilanz. Der in 
der Verursacherbilanz für Rheinland-Pfalz nachge-
wiesene energiebedingte Ausstoß an Kohlendioxid 
war 2020 um 5,8 Millionen Tonnen höher als der 
Ausstoß laut Quellenbilanz. Beim Stromverbrauch 
ist eine modellhafte Herangehensweise erforder-
lich: Die Anrechnung der Emissionsmenge erfolgt 
auf der Grundlage des durchschnittlichen Brenn-
stoffverbrauchs aller Stromerzeugungsanlagen in 
Deutschland. Daraus ergibt sich der bundesweite 
sogenannte Generalfaktor für CO2 aus der Strom-
erzeugung. Detaillierte Informationen über die 

4	 Der wesentliche Unterschied zur Quellenbilanz ist, dass Strom 
und Fernwärme als Ergebnis von Umwandlungsprozessen einzel-
ner Energieträger vollständig im Endenergieverbrauch aufgehen 
– und nicht wie in der Quellenbilanz nach Umwandlungs- und 
Endverbrauchsbereich getrennt nachgewiesen werden.�

Stromliefermengen anderer Bundesländer nach 
Rheinland-Pfalz liegen leider nicht vor.

Nach der Verursacherbilanz beliefen sich die ener-
giebedingten Kohlendioxidemissionen in Rhein-
land-Pfalz 2020 auf 32  Millionen  Tonnen (2019: 
34,3 Millionen Tonnen). Der durch die Endenergie-
verbraucher in Rheinland-Pfalz verursachte Aus-
stoß von Kohlendioxid erreichte damit 2020 den 
niedrigsten Stand seit 1990. Gegenüber dem Jahr 
zuvor sanken die Emissionen um 6,8 Prozent (2019: 
–4,6  Prozent). Damit gingen die CO2-Emissionen 
nach der Verursacherbilanz bereits das vierte Jahr in 
Folge zurück. Im Jahr der Coronakrise 2020 wurde 
allerdings der stärkste Rückgang der Emissionen im 
Betrachtungszeitraum verzeichnet. 

Obwohl der Endenergieverbrauch im Betrach-
tungszeitraum zunahm (+13  Prozent bis 2020 
bzw. +15 Prozent bis 2019), sanken die durch den 
Endenergieverbrauch bedingten CO2-Emissionen 
(–25 Prozent bis 2020 bzw. –20 Prozent bis 2019). 
Dies war möglich, weil die vergleichsweise CO2-in-
tensiven Energieträger wie Kohlen und Mineralöle 
bzw. Mineralölprodukte zunehmend durch Erdgas 
und erneuerbare Energieträger ersetzt wurden.

Pro-Kopf-Ausstoß von CO2

In Rheinland-Pfalz lag der durchschnittliche Pro-
Kopf-Ausstoß von Kohlendioxid nach der Quellen-
bilanz 2020 bei 6,4 Tonnen (2019: 6,6 Tonnen) und 
damit deutlich unter dem Niveau, das für Deutsch-
land ermittelt wurde (2020: 7,2 Tonnen bzw. 2019: 
7,9  Tonnen). Dies liegt zum einen daran, dass in 
dem Wert für Rheinland-Pfalz die Emissionen aus 
den Stromimporten nicht enthalten sind. Zum an-
deren werden bei der Berechnung der CO2-Emis-
sionen in der Quellenbilanz nur die vergleichsweise 
niedrigeren Emissionswerte der rheinland-pfälzi-
schen Stromerzeugung berücksichtigt. Werden die 
auf importierte Strommengen entfallenden Koh-
lendioxidemissionen miteinbezogen und wird bei 
der Bewertung des CO2-Ausstoßes des rheinland-
pfälzischen Stromverbrauchs der durchschnittliche 
Emissionsfaktor der bundesdeutschen Stromerzeu-
gung (der Generalfaktor) zugrunde gelegt, ergeben 
sich nach der Verursacherbilanz höhere CO2-Emis-
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sionen für Rheinland-Pfalz: Mit 7,8 Tonnen (2019: 
8,4 Tonnen) verursachen die Energieverbraucherin-
nen und Energieverbraucher in Rheinland-Pfalz im 
Schnitt einen um 9,2 Prozent (2019: +5,7 Prozent) 
höheren Pro-Kopf-Ausstoß an CO2 als im Bundes-
durchschnitt.

CO2-Ausstoß nach Emittentensektoren5

In der Quellenbilanz werden die CO2-Emissionen, 
die bei den Umwandlungsprozessen entstehen, se-
parat nachgewiesen. Es handelt sich dabei um die 
Emissionen, die bei der Umwandlung von fossilen 
Energieträgern, z.  B. Erdgas, in den Strom- und 
Wärmekraftwerken entstehen. Im Jahr 2020 belief 
sich der CO2-Ausstoß im Umwandlungsbereich auf 
4,2 Millionen Tonnen (2019: 4,3 Millionen Tonnen). 
Dies entspricht 16  Prozent der gesamten in der 
Quellenbilanz nachgewiesenen Emissionen (2019: 
ebenfalls 16 Prozent). 

Der Hauptteil der in der Quellenbilanz nachge-
wiesenen Emissionen resultiert aus dem Endener-
gieverbrauch (2020: 84  Prozent; 2019: ebenfalls 
84 Prozent). In der Gruppe der Haushalte zuzüglich 
Gewerbe, Handel, Dienstleistungen und übrige Ver-
braucher (kurz: Sektor Haushalte/GHD) entstanden 
8,4 Millionen Tonnen Kohlendioxid (2019: ebenfalls 
8,4  Millionen Tonnen). Danach folgte mit einem 
CO2-Ausstoß von acht  Millionen Tonnen –  erst-
malig seit Beginn der 2000er-Jahre nicht mehr an 
erster, sondern an zweiter Stelle – der Verkehrssek-
tor. Insbesondere aufgrund des pandemiebedingten 
Rückgangs der Verkehrsleistung im Straßenverkehr 
wurde im gesamten Verkehrssektor deutlich weni-
ger Kohlendioxid emittiert als in den Jahren zuvor 
(2019: neun  Millionen Tonnen). Aus dem Endener-
gieverbrauch der Industrie resultierten 2020 rund 
5,6 Millionen Tonnen Kohlendioxid (2019: 5,4 Millio-
nen Tonnen). Damit weist die Industrie von den drei 
Emittentensektoren, die nach der Quellenbilanz im 
Endenergieverbrauchsbereich unterschieden werden, 

5	 Die bisherige Definition der Emittentensektoren nach den Me-
thodenstandards des LAK Energiebilanzen für die CO2-Bilanzie-
rung ist nicht direkt mit der Abgrenzung der Emittentensekto-
ren nach dem KSG des Bundes von 2019 vergleichbar, obwohl 
die Bezeichnungen zum Teil gleich lauten. Dies gilt z. B. für den 
Sektor Industrie. Im Kapitel 4.4 dieses Berichts werden die Treib-
hausgase in Rheinland-Pfalz anhand einer Aufteilungsrechnung 
entsprechend der Sektorabgrenzung des KSG dargestellt.

die niedrigsten CO2-Emissionen auf. Allerdings ist zu 
berücksichtigen, dass die durch Umwandlungspro-
zesse bei der Erzeugung von Strom und Wärme ver-
ursachten Emissionen in der Quellenbilanz nicht den 
Endverbrauchsbereichen zuzurechnen sind, sondern 
dem Umwandlungsbereich zugeordnet werden. Der 
Strombedarf der Energieverbraucher in den Sekto-
ren Industrie und Haushalte/GHD führt dazu, dass 
die Emissionsanteile dieser beiden Sektoren in der 
Quellenbilanz deutlich geringer ausfallen als in der 
Verursacherbilanz. Für den Verkehrssektor spielt der 
Umwandlungsbereich (speziell die Stromerzeugung 
für die Elektromobilität) bisher keine nennenswerte 
Rolle.

Nach der Verursacherbilanz 2020 lag der Kohlen-
dioxidausstoß des Sektors Haushalte/GHD bei 
13 Millionen Tonnen (2019: 13,5 Millionen Tonnen). 
Dies entspricht 41 Prozent des gesamten CO2-Aus-
stoßes nach der Verursacherbilanz für Rheinland-
Pfalz (2019: 39  Prozent). Der Industriesektor kam 
mit 10,8  Millionen Tonnen auf den zweitgrößten 
Anteil an den gesamten Emissionen (2020: 34 Pro-
zent; 2019: ebenfalls 34  Prozent). Danach folgte 
der Verkehrssektor mit 8,1 Millionen Tonnen bzw. 
einem Anteil von 25  Prozent (2019: 9,1  Millionen 
Tonnen bzw. 27 Prozent).

Die CO2-Emissionen nach der Verursacherbilanz  
gingen seit 1990 im Sektor Haushalte/GHD um 
29 Prozent zurück (bis 2019: –26 Prozent). Der In-
dustriesektor konnte seinen CO2-Ausstoß langfristig 
um 35 Prozent reduzieren (bis 2019: –29 Prozent). 
Im Verkehrssektor wurden dagegen langfristig keine 
Minderungen der energiebedingten CO2-Emissio-
nen realisiert. Die Emissionen des Verkehrssektors 
stiegen langfristig sogar, und zwar um 3,3 Prozent 
zwischen 1990 und 2020. Durch die Coronakrise 
wurde der Anstieg der CO2-Emissionen aufgrund 
des zeitweise geringen Verkehrsaufkommens kurz-
fristig gedämpft: Zwischen 1990 und 2019 belief 
sich das Plus bei den Emissionen des Verkehrssek-
tors auf 16 Prozent. Für die Zunahme ist vor allem 
der Straßenverkehr verantwortlich, der innerhalb 
des Betrachtungszeitraums eine kräftige Steigerung 
des Energieverbrauchs verzeichnete (+14 Prozent bis 
2020 bzw. +23 Prozent bis 2019).
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4.3	 CO2-Emissionen aus Produktions
prozessen (nicht energiebedingt) und 
weitere Treibhausgasemissionen 

Die Berichtspflichten zum Klimaschutz in Rhein-
land-Pfalz sind in §  7 des Landesklimaschutzge-
setzes (LKSG) vom 19. August 2014 geregelt und 
erfordern ein Monitoring der energiebedingten  
und der sonstigen Treibhausgasemissionen. Die 
energiebedingten CO2-Emissionen machen den 
Hauptteil der Treibhausgasemissionen aus. Rund 
17 Prozent der Gesamtemissionen entfielen 2020 
aber auf CO2-Emissionen aus Produktionsprozes-
sen der Industrie und der Landwirtschaft (nicht 
energiebedingte CO2-Emissionen) sowie auf die 
weiteren klimarelevanten Treibhausgase Methan, 
Lachgas und die F-Gase. Für den Nachweis in der 
Treibhausgasbilanzierung ist analog zur CO2-Quel-
lenbilanz der Entstehungsort der Emissionen maß-
geblich. Auf dieser Basis liegen für die Bundeslän-
der vergleichbare und valide Daten vor. 

Der Ausstoß von Kohlendioxid aus Industriepro-
zessen belief sich 2020 auf 2,1 Millionen Tonnen. 
Dies entsprach 6,6  Prozent des gesamten Aus
stoßes an Treibhausgasen in Rheinland-Pfalz 
(2019: 6,5  Prozent). Dies war ein etwas höherer 
Anteil als 1990 (5,1  Prozent). Zeitweise nahmen 

die prozessbedingten CO2-Emissionen deutlich zu. 
Die Emissionsmenge schwankte zwischen 2003 
und 2010 um rund drei Millionen Tonnen jährlich. 
In den letzten zehn Jahren sanken die prozess-
bedingten CO2-Emissionen jedoch wieder (2010 
bis 2020: –31  Prozent; 2010 bis 2019: ebenfalls 
–31  Prozent). Über den gesamten Betrachtungs-
zeitraum wurde ein Minus von 19  Prozent ver-
zeichnet (1990 bis 2019: –20 Prozent). Seit 2018 
veränderte sich die jährliche Emissionsmenge al-
lerdings kaum mehr; sie lag im Schnitt bei rund 
2,1 Millionen Tonnen pro Jahr.

Ein Teil der prozessbedingten CO prozessbedingten CO22-Emissionen -Emissionen 
entsteht ientsteht in der rheinland-pfälzischen Industrie bei bei 
der Produktion von Ammoniak.der Produktion von Ammoniak. Zudem werden 
insbesondere beim Brennen von Zementklinker 
und bei der Kalkherstellung größere CO2-Mengen 
freigesetzt. In der in Rheinland-Pfalz bedeutsa-
men Glas- und Keramikherstellung fallen dagegen 
nur vergleichsweise geringe Mengen an.

Wie bei Industrieprozessen entstehen auch in 
der Landwirtschaft Kohlendioxidemissionen, die 
nicht aus dem Energieverbrauch resultieren. Ihr 
Anteil an den gesamten Treibhausgasemissionen 
des Landes ist allerdings mit 0,2 Prozent sehr ge-
ring (2019: ebenfalls 0,2 Prozent; 1990: 0,3 Pro-
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zent). Die Emissionen stammen aus der Anwen-
dung von Kalk- und Harnstoffdüngern.

Ursächlich für den starken Rückgang der Gesamt-
emission von Treibhausgasen waren vor allem 
die Minderungen bei Lachgas (Distickstoffoxid). 
Im Betrachtungszeitraum sanken die Lachgas
emissionen um 95  Prozent (1990 bis 2019: 
ebenfalls –95  Prozent). Sie machten 1990 noch 
32  Prozent der Gesamtemissionen aus. Mittler-
weile liegt dieser Anteil nur noch bei 2,8 Prozent 
(2019: 2,7  Prozent). Insbesondere durch verfah-
renstechnische Maßnahmen in der Chemischen 
Industrie wurden die gesamten Lachgasemis-
sionen von 16,4  Millionen Tonnen CO2-Äquiva-
lenten im Jahr 1990 auf 0,9  Millionen Tonnen 
CO2-Äquivalente im Jahr 2020 reduziert (2019: 
ebenfalls 0,9  Millionen Tonnen). Der kräftige 
Rückgang der gesamten Treibhausgasemissionen 
um 39  Prozent (2019: –37  Prozent) ist somit zu 
einem wesentlichen Teil auf die verfahrenstechni-
schen Innovationen in der Chemischen Industrie 
zurückzuführen. 

Die Methanemissionen sind im Betrachtungszeit-
raum ebenfalls kräftig gesunken. Im Jahr 2020 
wurden 1,8  Millionen Tonnen CO2-Äquivalente 
Methan freigesetzt (2019: ebenfalls 1,8 Millionen 

Tonnen). Dies waren 54 Prozent weniger als 1990 
(2019: –55  Prozent). Der Anteil von Methan an 
den gesamten Treibhausgasemissionen nahm da-
mit von 7,7 Prozent im Jahr 1990 auf 5,7 Prozent 
im Jahr 2020 ab (2019: 5,5 Prozent). 

Wie bei den Kohlendioxidemissionen lässt sich 
auch bei den Treibhausgasen Methan und Lachgas 
eine differenzierte Betrachtung nach Emittenten-
sektoren vornehmen. Für Methan und Lachgas lie-
gen aus dem AK UGRdL Informationen vor, die es 
ermöglichen, eine Sektorabgrenzung vorzuneh-
men, die der Definition des Bundesklimaschutz-
gesetzes (KSG) von 2019 entspricht.6 Methan 
und Lachgas entstehen bei verschiedenen Aktivi-
täten. In der Klassifizierung nach dem KSG wer-
den die Emittentensektoren Energiewirtschaft, 
Industrie, Gebäude, Verkehr, Landwirtschaft so- 
wie Abfallwirtschaft (einschließlich Sonstiges) 
unterschieden.7

6	 Der AK UGRdL nutzt bisher standardmäßig eine ande-
re Abgrenzung der Sektoren; die Daten sind im Internet 
abrufbar: https://www.statistikportal.de/de/ugrdl/ergebnisse/
gase#eckzahlen [Stand: 16. Mai 2022]. Die Daten liegen aber 
grundsätzlich auch nach der international üblichen Systematik 
im Common Reporting Format (CRF) vor. Eine Umbuchung in 
die KSG-Systematik ist möglich.

7	 Die Treibhausgasemissionen werden hier ohne den Bereich Land-
nutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft betrach-
tet; siehe hierzu auch Kapitel 4.4. Datentabellen sind im Anhang 
dieses Berichts zu finden: https://mkuem.rlp.de/en/service/pub-
likationen/.
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https://www.statistikportal.de/de/ugrdl/ergebnisse/gase#eckzahlen
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Die Methanemissionen stammten 2020 haupt-
sächlich aus der Landwirtschaft. Dieser Sektor 
war nach vorläufigen Ergebnissen für den Aus-
stoß von 780 000 Tonnen Methan (in CO2-Äqui-
valenten) verantwortlich (2019: 801 000 Tonnen 
CO2-Äquivalente). Dies entsprach 44 Prozent des 
gesamten Methanausstoßes in Rheinland-Pfalz 
(2019: 45 Prozent).

In der Landwirtschaft kommt der Großteil der 
Emissionen aus der Viehhaltung, insbesondere 
der Rinderhaltung. Daneben spielt die Verwen-
dung der Wirtschaftsdünger aus der Viehhaltung 
eine größere Rolle. Mit sinkenden Viehbeständen 
und effizienteren Verfahren bei der Ausbringung 
von Wirtschaftsdünger gingen im Betrachtungs-
zeitraum die Methanemissionen aus der Land-
wirtschaft deutlich zurück (–29 Prozent; 1990 bis 
2019: –28 Prozent).

Im Bereich Abfallwirtschaft und Sonstiges wur-
den 2020 rund 581 000 Tonnen CO2-Äquivalente 
Methan emittiert (2019: 553  000 Tonnen). Mit 
einem Anteil von 32  Prozent (2019: 31  Prozent) 
am gesamten Methanausstoß gehört dieser Be-
reich gemeinsam mit der Landwirtschaft zu den 
bedeutenden Verursachern der Methanemissio-
nen. Der wesentliche Teil der Emissionen stammt 

aus der Deponierung von Abfällen aus organi-
schen Materialien.

Die Emissionen im Bereich Abfallwirtschaft und 
Sonstiges waren im Betrachtungszeitraum stark 
rückläufig (–76 Prozent; 1990 bis 2019: –77 Pro-
zent). Deshalb wurde auch der Anteil am gesam-
ten Methanausstoß im Betrachtungszeitraum 
deutlich kleiner. Im Jahr 1990 war der Bereich 
Abfallwirtschaft und Sonstiges mit einem Anteil 
von 61 Prozent hauptverantwortlich für die Me-
thanemissionen. Die Landwirtschaft kam 1990 
nur auf einen Anteil von 28 Prozent. 

Auf die Energiewirtschaft entfielen 2020 rund 
16  Prozent der Methanemissionen (2019: eben-
falls 16  Prozent; 1990: 6,9  Prozent). Gegenüber 
1990 stieg der Methanausstoß der Energiewirt-
schaft um 3,4  Prozent (1990 bis 2019: +1  Pro-
zent). Die Emissionen resultieren hauptsächlich 
aus der Freisetzung bei der Weiterleitung und 
Verteilung von Erdgas. 

Die weiteren Sektoren haben nur eine vergleichs-
weise geringe Bedeutung für die gesamte Menge 
an freigesetztem Methan. Die Industrie kam 2020 
auf einen Anteil von 4,6 Prozent (2019: 4,5 Pro-
zent). Zu nennen sind hier vor allem die prozess-
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bedingten Emissionen aus der Chemischen Indus-
trie. Nach dem Industriesektor folgte 2020 der 
Gebäudebereich, der insbesondere durch die Hei-
zungsanlagen privater Haushalte auf einen Anteil 
von drei Prozent an den gesamten Methanemissi-
onen kam (2019: 3,1 Prozent). Der Verkehrssektor 
verursacht kaum Methanemissionen; der Anteil 
an den Methanemissionen belief sich 2020 auf 
0,6 Prozent (2019: ebenfalls 0,6 Prozent).

Wie bei dem Treibhausgas Methan ist die Land-
wirtschaft auch der Hauptverursacher des Aussto-
ßes von Lachgas. Im Jahr 2020 stammten 59 Pro-
zent (2019: 60  Prozent) der Lachgasemissionen 
aus diesem Sektor. Dies entspricht 508 000 Ton-
nen CO2-Äquivalente (2019: 527 000  Tonnen). 
Die Emissionen sind größtenteils eine Folge der 
Eingriffe in den natürlichen Bodenhaushalt, z. B. 
durch Pflanzenbau, Düngung und Viehhaltung. 
Gegenüber 1990 ist in diesem Sektor ein Minus 
von 28 Prozent zu verzeichnen (bis 2019: –25 Pro-
zent). 

Industrielle Prozesse waren 2020 für 174 000 Ton-
nen CO2-Äquivalente Lachgas verantwortlich 
(2019: 166 000  Tonnen). Dies entspricht einem 
Anteil von 20 Prozent an den gesamten Lachgas
emissionen (2019: 19  Prozent). Dieser Anteil 
lag zu Beginn des Betrachtungszeitraums noch 
bei 95  Prozent. Damals wurden in der Industrie 
15,6  Millionen Tonnen CO2-Äquivalente Lach-
gas emittiert. Seit Ende der 1990er-Jahre wird 
Lachgas, welches vor allem in der Adipinsäure-
produktion als unerwünschtes Reaktionsprodukt 

anfällt, thermisch zersetzt. Die langfristige Min-
derung vollzog sich in zwei Schritten. Der größte 
Teil der Einsparungen erfolgte zwischen 1995 und 
2000 (–87 Prozent). Danach schwankte der Aus-
stoß zunächst um einen Durchschnittswert von 
2,2 Millionen Tonnen jährlich und sank dann von 
2005 bis 2010 um weitere 1,8 Millionen Tonnen 
CO2-Äquivalente (–82  Prozent). Seit 2010 san-
ken die Lachgasemissionen der Industrie dann bis 
heute nur noch um insgesamt 241 000  Tonnen. 
Über den gesamten Betrachtungszeitraum 1990 
bis 2020 ergibt sich eine Reduktion der Lachgas-
emissionen im Industriesektor von 99  Prozent 
(1990 bis 2019: ebenfalls –99 Prozent).

Die übrigen Emittentensektoren, in denen Lachgas 
freigesetzt wird, sind für die Gesamtentwicklung 
der Treibhausgase in Rheinland-Pfalz mit einem 
Anteil von weniger als einem Prozent von ver-
nachlässigbarer Bedeutung (2020: 184 000  Ton-
nen; 2019: 186 000  Tonnen CO2-Äquivalente). 
Ausschließlich auf die Lachgasemissionen bezogen 
verursachten diese Sektoren (Verkehr, Abfallwirt-
schaft und Sonstiges, Gebäude sowie Energiewirt-
schaft) zusammen einen Anteil von 21  Prozent 
(2019: ebenfalls 21 Prozent). Hierunter ist eine der 
Emissionsquellen der Straßenverkehr. Er war 2020 
für zehn  Prozent der Lachgasemissionen verant-
wortlich (2019: ebenfalls zehn  Prozent). Außer-
dem werden bei der Abwasserbehandlung geringe 
Mengen Lachgas freigesetzt. Der Anteil an den 
Lachgasemissionen belief sich 2020 auf 2,9  Pro-
zent (2019: drei Prozent).
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4.4	 Ausblick: Treibhausgasemissionen 
nach Sektoren

Die Treibhausgase lassen sich verschiedenen Sek-
toren bzw. Quellgruppen zuordnen. Nach dem 
Bundesklimaschutzgesetz (KSG), das seit Dezem-
ber 2019 in Kraft ist, werden folgende Sektoren 
unterschieden:8

	� Industrie

	� Gebäude

	� Verkehr

	� Energiewirtschaft

	� Landwirtschaft

	� Abfallwirtschaft und Sonstiges sowie

	� Landnutzung, Landnutzungsänderung und 
Forstwirtschaft (Land Use, Land-Use Change 
and Forestry bzw. LULUCF)

Für die Definition bzw. Abgrenzung dieser Sekto-
ren gibt es im Gesetz Vorgaben. In diesem Bericht 
werden die Sektoren erstmalig nach der KSG-Sys-
tematik im Rahmen der Treibhausgasberichterstat-
tung für Rheinland-Pfalz dargestellt. Einheitliche 
Standards für die Übertragung auf die Ebene der 
Bundesländer liegen aber bisher nicht vor. Eine 
Vergleichbarkeit mit ähnlichen Publikationen bzw. 
Berichten anderer Bundesländer ist deshalb nicht 
gegeben. Im Arbeitskreis Umweltökonomische Ge-
samtrechnungen der Länder (AK UGRdL) wird der-
zeit ein Methodenstandard entwickelt, der für alle 
Bundesländer gelten soll. Die Darstellung in diesem 
Bericht ist deshalb als Ausblick zu verstehen.

Industrie

Der Industriesektor emittierte 10,9  Millionen 
Tonnen CO2-Äquivalente bzw. 35  Prozent des 
gesamten rheinland-pfälzischen Treibhausgasvo-
lumens 2020 (2019: 10,8  Millionen Tonnen bzw. 
33  Prozent). Damit ist die Industrie –  unter den 
sieben Sektoren, die im KSG unterschieden wer-
den  – für den größten Teil der rheinland-pfälzi-
schen Treibhausgasemissionen verantwortlich. 

8	 Obwohl die Begriffe zum Teil gleich lauten, unterscheidet sich 
die Sektorabgrenzung nach dem KSG von der Abgrenzung der 
Emittentensektoren in der CO2-Bilanzierung bzw. dem CRF (z.B. 
beim Sektor Industrie).

Da die rheinland-pfälzische Industrie durch einen 
vergleichsweise hohen Anteil energieintensiver 
Branchen geprägt ist, entstehen hier verhältnis-
mäßig mehr Treibhausgasemissionen als bundes-
weit. In Deutschland belief sich der Beitrag an 
den Gesamtemissionen 2020 nur auf 24 Prozent 
(2019: 23 Prozent).

Zwischen 1990 und 2020 ging der Ausstoß von 
Treibhausgasen im Industriesektor um 58 Prozent 
zurück (1990 bis 2019: ebenfalls –58 Prozent). In 
Deutschland belief sich der Rückgang dagegen nur 
auf 39 Prozent (1990 bis 2019: –35 Prozent). Die 
rheinland-pfälzische Industrie erzielte den größten 
Teil der Einsparungen im ersten Drittel des Be-
trachtungszeitraums: Zwischen 1990 und 2000 
halbierte sich die Menge an Emissionen. Danach 
wurde noch eine Emissionsminderung von 15 Pro-
zent realisiert (2000 bis 2019: –16 Prozent). 

Ursächlich für den kräftigen Rückgang der Emis-
sionen im Industriesektor waren die Minderun-
gen beim Ausstoß von Lachgas, insbesondere 
in der Chemischen Industrie (1990 bis 2020: 
–99  Prozent; 1990 bis 2019: ebenfalls –99  Pro-
zent). Lachgas machte 1990 in Rheinland-Pfalz 
noch 61  Prozent der Treibhausgasemissionen 
der Industrie aus; heute sind es weniger als zwei 
Prozent (2020: 1,6  Prozent; 2019: 1,5  Prozent). 
Die Bedeutung von Kohlendioxid nahm dagegen 
deutlich zu. Bis 2020 stieg der Anteil in der In-
dustrie auf 92 Prozent (1990: 37 Prozent; 2019: 
91 Prozent). 

Bei den Treibhausgasen, die in der Industrie freige-
setzt werden, handelt es sich um prozessbedingte 
und energiebedingte Emissionen. Energiebedingte 
Emissionen stammen nicht nur aus dem Endener-
gieverbrauch der Industrie, sondern zum Teil auch 
aus der Stromerzeugung in den Industriekraft-
werken (Umwandlungsbereich). Die insgesamt 
emittierte Menge Kohlendioxid des Sektors erhöh-
te sich zwischen 1990 und 2020 um 5,8 Prozent 
(1990 bis 2019: +3,5 Prozent). Dies hängt im We-
sentlichen mit dem zunehmenden Verbrauch von 
Erdgas zusammen.
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28 185

Kohlendioxid Methan Lachgas F-Gase

1 790  866  599

2 100  626

1000 t CO
2
-Äquivalente

8 281 7 919 1 58710 927
(34,8%) (26,3%) (25,2%) (6,7%) (5,0%) (2,0%)

(89,6%) (5,7%) (2,8%) (1,9%)

Quellen: CO2-Bilanzen Rheinland-Pfalz (Berechnungsstand: September 2022),  
Umweltökonomische Gesamtrechnungen der Länder (Berechnungsstand: September 2022). Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz

LULUCF
-3 680

Treibhausgasemissionen
31 439

Industrie Gebäude Verkehr Energiewirtschaft Landwirtschaft Abfallwirtschaft 
und Sonstiges

  

Gebäude

Dem Gebäudesektor ließen sich in Rheinland-Pfalz 
2020 rund 8,3 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente 
zuordnen (2019: 8,2 Millionen Tonnen). Dies ent-
spricht 26  Prozent des gesamten rheinland-pfäl-
zischen Treibhausgasausstoßes (2019: ebenfalls 
26 Prozent). In Deutschland war der Anteil an den 
Gesamtemissionen mit 16 Prozent deutlich gerin-
ger (2019: 15 Prozent).

Die Emissionen des Gebäudesektors stammen 
hauptsächlich aus dem Energieverbrauch der 
privaten Haushalte und des GHD-Bereichs für 
Heizzwecke. Es handelt sich dabei vor allem um 
CO2. Seit 1990 ging der Treibhausgasausstoß aus 
dem Gebäudesektor in Rheinland-Pfalz um zehn 
Prozent zurück (1990 bis 2019: –11  Prozent). In 
Deutschland waren die Emissionen im Gebäu-
desektor ebenfalls langfristig rückläufig, aber 

die Minderung fiel wesentlich kräftiger aus als 
in Rheinland-Pfalz (1990 bis 2020: –43 Prozent; 
1990 bis 2019: –42 Prozent). 

Die Emissionsminderung in Deutschland war von 
der Entwicklung in den ostdeutschen Bundes-
ländern geprägt. Nach der Wendezeit wurde in 
Ostdeutschland ein vergleichsweise hohes CO2-
Minderungspotenzial durch die Modernisierung 
von Heizungsanlagen ausgeschöpft. Allerdings 
war die Emissionsentwicklung in Rheinland-Pfalz 
auch im Vergleich zu den westdeutschen Bun-
desländern unterdurchschnittlich. Dies könnte 
unter anderem mit der eher ländlichen Struktur 
in Rheinland-Pfalz zusammenhängen, die sich 
z. B. durch eine vergleichsweise hohe Einfamilien-
hausquote und eine etwas höhere durchschnittli-
che Wohnfläche pro Einwohnerin bzw. Einwohner 
auszeichnet. Sie erhöht tendenziell den Energie-

G13 �Treibhausgasemissionen 2020 nach Sektoren
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verbrauch und die damit verbundenen energiebe-
dingten Emissionen.

Verkehr

Im Jahr 2020 stammten 25 Prozent der Gesamt-
emissionen bzw. 7,9 Millionen Tonnen CO2-Äqui-
valente aus dem Verkehrssektor (2019: 27 Prozent 
bzw. 8,7 Millionen Tonnen). In Deutschland belief 
sich der Anteil der Emissionen des Verkehrssek-
tors an den Gesamtemissionen auf 20  Prozent 
(2019: 21 Prozent).

Der Großteil der verkehrsbedingten Treibhaus-
gasemissionen stammt aus dem Straßenver-
kehr (in Rheinland-Pfalz 2020: 99 Prozent; 2019: 
ebenfalls 99 Prozent). Es handelt sich auch hier 
im Wesentlichen um Kohlendioxid. Die Treib-
hausgasemissionen des Verkehrssektors stiegen 
in Rheinland-Pfalz langfristig, und zwar zwischen 
1990 und 2019 um 15  Prozent bzw. zwischen 
1990 und 2020 um 4,5  Prozent. Die Corona-
krise führte 2020 zwar zu einer Minderung der 
Emissionen, aber es dürfte sich hier nur um einen 
kurzfristigen Effekt handeln, der durch die zeit-
weise verringerte Verkehrsleistung im Lockdown 
zustande kam.

Energiewirtschaft

Im Jahr 2020 wurden im Sektor Energiewirtschaft 
2,1 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente freigesetzt 
(2019: 2,3  Millionen Tonnen). Die Energiewirt-
schaft kam damit auf einen Anteil von 6,7 Prozent 
an den Gesamtemissionen (2019: sieben Prozent). 
Der Energiewirtschaft werden im Wesentlichen 
die Treibhausgasemissionen zugeordnet, die in 
den Kraftwerken für die öffentliche Strom- und 
Wärmeerzeugung sowie bei den damit verbunde-
nen Umwandlungs- bzw. Leitungsprozessen ent-
stehen. Da landeseigene Kraftwerke auf der Basis 
fossiler bzw. klimarelevanter Energieträger für die 
Energieversorgung in Rheinland-Pfalz eine ver-
gleichsweise kleine Rolle spielen, ist die Bedeu-
tung dieses Sektors für die Gesamtemissionen in 
Rheinland-Pfalz geringer als in Deutschland.9 Der 
Sektor Energiewirtschaft ist in Deutschland für 
den größten Teil der Treibhausgasemissionen ver-
antwortlich (2020: 30 Prozent; 2019: 32 Prozent).

Zwischen 1990 und 2020 gingen die Treibhaus-
gasemissionen der Energiewirtschaft um 44 Pro-
zent zurück (1990 bis 2019: –40  Prozent). In 

9	 Im Jahr 2020 wurde 21 Prozent des rheinland-pfälzischen Strom-
verbrauchs über Nettoimporte gedeckt (2019: 26 Prozent). Die 
dadurch verursachten Treibhausgase werden bei der Treib-
hausgasbilanzierung dem Entstehungsort zugeordnet, also den 
Kraftwerks- bzw. Einspeisestandorten.
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Deutschland belief sich der Rückgang auf 53 Pro-
zent (1990 bis 2019: –44 Prozent). Für die lang-
fristige Emissionsminderung war die Entwicklung 
der CO2-Emissionen maßgeblich. Im Jahr 2020 
machte Kohlendioxid 86  Prozent der Treibhaus-
gase der rheinland-pfälzischen Energiewirtschaft 
aus (1990: 92 Prozent; 2019: 87 Prozent).10

Landwirtschaft 

Aus der Landwirtschaft resultieren heute wie zu 
Beginn des Betrachtungszeitraums rund fünf Pro-
zent der Treibhausgasemissionen (1990: 4,6 Pro-
zent; 2019: 5,1  Prozent; 2020: fünf  Prozent). Es 
handelt sich dabei hauptsächlich um Methan und 
Lachgas. 

Die Menge der Treibhausgasemissionen ist in der 
Landwirtschaft langfristig rückläufig. Die Emissi-
onen sanken zwischen 1990 und 2020 um 33 Pro-
zent (1990 bis 2019: –31 Prozent). In Deutschland 
belief sich der Rückgang auf minus 23  Prozent 
(1990 bis 2019: –22 Prozent). 

Abfallwirtschaft und Sonstiges

Im Sektor Abfallwirtschaft und Sonstiges entsteht 
vor allem das Treibhausgas Methan. Insbesondere 
durch die Reduktion von Deponieabfällen wurde 
die Freisetzung von Methan im Betrachtungszeit-
raum erheblich reduziert. Zwischen 1990 und 
2020 gingen die Treibhausgase dieses Sektors um 
75  Prozent zurück (1990 bis 2019: –76  Prozent). 
In Deutschland fand eine Emissionsminderung in 
ähnlicher Größenordnung statt (1990 bis 2020: 
–77 Prozent; 1990 bis 2019: –76 Prozent). 

Der Treibhausgasausstoß des Sektors Abfallwirt-
schaft und Sonstiges machte 2020 zwei Prozent 
der gesamten Emissionsmenge des Landes aus 

10	 Die Treibhausgasemissionen der Energiewirtschaft sind nicht zu 
verwechseln mit den energiebedingten CO2-Emissionen (siehe 
Abschnitt 4.2 dieses Berichts). Eine Unterscheidung zwischen 
Quellen- und Verursacherbilanz wird hier nicht vorgenommen.

(2019: 1,9 Prozent). Seit 1990 verringerte sich die-
ser Anteil um 2,8 Prozentpunkte.

Landnutzung, Landnutzungsänderung und  
Forstwirtschaft

Der Sektor Landnutzung, Landnutzungsänderung 
und Forstwirtschaft (LULUCF) umfasst die Kate-
gorien Wald, Ackerland, Grünland, Feuchtgebiete, 
Siedlungen und sonstiges Land. Die Emissionsbilanz 
des Sektors LULUCF ist in der Regel insgesamt ne-
gativ. Dies liegt daran, dass in diesem Sektor nicht 
nur Emissionsquellen, sondern auch Kohlenstoffsen-
ken, die als CO2-Speicher fungieren, erfasst werden. 
Durch Landnutzungsänderungen können sich die 
Emissionsquellen bzw. -senken verändern. So wird 
z. B. nach einer Umwandlung von Grünland in Acker-
land weniger CO2 gebunden als zuvor. Umgekehrt 
wird bei einer Umwandlung von Acker- in Grünland 
eine zusätzliche CO2-Senke geschaffen (Emissions-
minderung). Als wichtigste Senke ist in Rheinland-
Pfalz der Wald zu nennen, der insbesondere über die 
Biomasse und über Mineralböden eine vergleichs-
weise hohe Menge Emissionen aufnehmen kann und 
deshalb ein negative Emissionsbilanz aufweist.

Die Emissionsbilanz des Sektors LULUCF wird in 
der Treibhausgasberichterstattung nachrichtlich 
ausgewiesen. In Rheinland-Pfalz unterliegen die 
jährlichen Bilanzwerte kräftigen Schwankungen, 
die vornehmlich durch Flächennutzungsänderun-
gen verursacht werden. Der Sektor LULUCF konn-
te 2020 in etwa so viel Emissionen kompensieren 
wie im Jahr 2000. Im Vergleich zu 1990 verbesser-
te sich diese Fähigkeit, während sie sich gegenüber 
1995 verschlechterte.

Der Sektor LULUCF konnte 2020 netto rund 
3,7 Millionen Tonnen CO2 aufnehmen (2019: 4,2 
Millionen Tonnen). Daraus ergibt sich ein Min-
derungseffekt von zwölf Prozent bezogen auf die 
Menge an emittierten Treibhausgasen in Rhein-
land-Pfalz 2020 (2019: 13 Prozent). 
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Das Land Rheinland-Pfalz hat im Zuge eines breit 
angelegten Öffentlichkeitsbeteiligungs-Prozesses 
im Jahr 2015 mit Unterstützung des Wuppertal 
Instituts für Klima, Umwelt, Energie ein Klima-
schutzkonzept entwickelt und ist so dem gesetz-
lichen Auftrag (§ 6 LKSG) nachgekommen. 2020 
wurde das Klimaschutzkonzept in ähnlichem Rah-
men erstmals fortgeschrieben. Es umfasst nun 107 
Maßnahmen, welche in acht verschiedene Hand-
lungsfelder untergliedert sind. Der aktuelle Um-
setzungsstand der einzelnen Maßnahmen wird in 
einer Übersicht (Anhang AT  5.1 bis AT  5.8  – Um-
setzungsstand der einzelnen Klimaschutzkonzept-
Maßnahmen des Landes Rheinland Pfalz) in Form 
eines Ampelsystems dargestellt.

In Anpassung an die Novellierung des Bundeskli-
maschutzgesetzes vom 24. Juni 2021 werden die 
ausgewählten Maßnahmen im Anschluss ebenfalls 
bereits nach den dort beschriebenen Sektoren ge-
gliedert vorgestellt. Das Handlungsfeld „Öffent-
liche Hand“ wird im Kapitel 6 „Umsetzungsstand: 
Klimaschutz in der Landesverwaltung“ ausführlich 
erläutert. 

5.1	 Sektor Energiewirtschaft 

In Rheinland-Pfalz sind 6,7 Prozent der in 2020 
emittierten Treibhausgase dem Energiewirtschafts-
sektor zuzuschreiben. Deutschlandweit hat der 
Energiebereich den größten Anteil am Gesamt-
Treibhausgasausstoß. Die Verbrennung von fossi-
len Energieträgern ist hier die Hauptursache. Der 
Unterschied zwischen den Anteilen auf deutscher 
bzw. rheinland-pfälzischer Ebene beruht einer-
seits auf dem merklichen Stromimport, dessen 
außerhalb des Landes verursachte Emissionen  
nach dem Quellenprinzip nicht in Rheinland-
Pfalz bilanziert werden, und andererseits auf dem 
verstärkten Ausbau von nachhaltigen Energie-
quellen im Land. Das Klimaschutzkonzept setzt 

 �https://mkuem.rlp.de/en/themen/
klima-und-ressourcenschutz/ 
klimaschutz/klimaschutzkonzept/

Weitere Informationen zum Klimaschutzkonzept  
des Landes Rheinland-Pfalz:

zur Treibhausgasemissionsreduktion auf einen 
grundlegenden Wandel hin zum verstärkten Aus-
bau und zur verstärkten Nutzung von erneuer-
baren Energiequellen. So soll die Unabhängigkeit 
von fossilen Energieträgern erreicht werden. Ziel 
ist, den Großteil der benötigten Energie vor allem 
nachhaltig und lokal zu erzeugen. Nachfolgend 
werden beispielhaft zwei Maßnahmen präsen-
tiert, die den Ausbau der erneuerbaren Energien 
im Land erfolgreich vorantreiben sollen.

KSK-SWN-2: Unterstützung Ausbau Wind- 
energienutzung

Dialogprozess soll Ausbau der Windenergie be-
schleunigen und gleichzeitig den Artenschutz 
stärken

Die gemeinsame Absichtserklärung von Ver-
bänden und Klimaschutzministerium bildet die 
Grundlage.

Um das Ziel zu erreichen, die Bruttostromver-
sorgung der Bürgerinnen und Bürger bis zum Jahr 
2030 klimaneutral und bilanziell zu 100 Prozent 
mit erneuerbaren Energien bereitzustellen, ist in 
etwa eine Verdopplung der Windenergieleistung 
im Land erforderlich. Gleichzeitig muss sicherge-
stellt werden, dass der Ausbau der Windenergie 
nicht zu Lasten des Artenschutzes stattfindet, 
da die Artenkrise gleichermaßen den Planeten 
bedroht wie die Klimakrise.

Daher wurde gemeinsam mit Natur- und Um-
weltverbänden sowie Energieverbänden ein 
moderierter Dialogprozess zum Themenfeld 
„Artenschutz und Windenergie“ vorbereitet. Als 
Grundlage für den Dialogprozess dient eine ge-
meinsam erarbeitete Absichtserklärung („letter 
of intent“) über die Ziele und den Teilnehmerin-
nen- und Teilnehmerkreis.

Mit dem Dialogprozess sollen unterschiedliche 
Perspektiven konstruktiv und lösungsorientiert 
erörtert werden. Ziel des Prozesses sind gemein-
same Vorschläge für eine Konsolidierung und Ak-
tualisierung der rheinland-pfälzischen Regelungen 
im Themenfeld „Windenergie und Artenschutz“. 

https://mkuem.rlp.de/en/themen/klima-und-ressourcenschutz/klimaschutz/klimaschutzkonzept/
https://mkuem.rlp.de/en/themen/klima-und-ressourcenschutz/klimaschutz/klimaschutzkonzept/
https://mkuem.rlp.de/en/themen/klima-und-ressourcenschutz/klimaschutz/klimaschutzkonzept/
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Neben konkreten Vorschlägen zur umfänglichen 
Berücksichtigung des Artenschutzes in Genehmi-
gungsverfahren sollen auch fachliche Vorschläge 
für eine verbesserte räumliche Gliederung zwi-
schen Windenergie und gezieltem Artenschutz 
entwickelt werden. Der naturverträgliche Ausbau 
der Windenergienutzung soll konfliktfreier gestal-
tet und unter Berücksichtigung des Artenschutzes 
beschleunigt werden.

Informationslücken – insbesondere zu Artenvor-
kommen – sollen im Laufe des Dialogprozesses 
identifiziert und Lösungen erarbeitet werden, 
mit denen diese geschlossen werden können. 
Ziel ist es, in Rheinland-Pfalz eine optimierte 
Planungsgrundlage zu erreichen und weiterhin 
eine hohe Akzeptanz beim Windenergieausbau 
zu erhalten. Über allem steht das gemeinsame 
Interesse an einem schnellen Ausbau der er-
neuerbaren zur Erreichung unserer Klimaziele in 
Rheinland-Pfalz und gleichzeitig der Wahrung 
und Stärkung von Natur- und Artenschutz. Die-
ses gemeinsame Ziel war und ist Grundlage der 
Absichtserklärung.

Der Dialogprozess „Artenschutz und Energie-
wende“ wird extern moderiert und ist im Pro-
zess.

KSK-SWN-3: Solarinitiative Rheinland-Pfalz

Die Online-Anwendung www.solarkataster.rlp.de 
ist seit über einem Jahr für Unternehmen und Bür-
gerinnen und Bürger nutzbar. Tausende Aufrufe 
in 2021 zeigen das große Interesse für ein nied-
rigschwelliges, unabhängiges und unverbindli-
ches Informationsangebot zur Erstabschätzung 
des Solarpotenzials für Bestandsgebäude im 
Land.

Mit dem Solarkataster auf www.solarkataster.rlp.de 
bietet das Land Immobilieneigentümerinnen und 
-eigentümern die niedrigschwellige Möglichkeit, 
sich selbst unabhängig einen ersten Eindruck 
vom Solarpotenzial ihres Daches zu verschaffen. 
Mit dem Ertragsrechner können die vielfältigen 
Anforderungen unterschiedlicher Energiesyste-
me simuliert werden, um z. B. die Anlagenausle-

gung für Gewerbe- oder Privathaushalte, für die 
Integration von Speicher und Elektromobilität 
oder die Nutzung von Solarthermie. Die Erstein-
schätzung bietet die Grundlage für weitere Be-
ratung oder Beauftragung der Fachbetriebe.

Das Solarkataster wird sehr gut angenommen. 
Im Laufe des Jahres 2021 wurden über 67 000 
Aufrufe gezählt. Nach Schätzung des Dienstleis-
ters, der mit dem Betrieb der Anwendung beauf-
tragt ist, liegen die tatsächlichen Zugriffszahlen 
beim Zwei- bis Dreifachen dieses Werts, da nur 
diejenigen Besucherinnen und Besucher gezählt 
werden, die dem entsprechenden Cookie zuge-
stimmt haben. Das entspricht bis zu 200 000 
Aufrufen insgesamt.

Die reinen Aufrufe geben nur einen ersten Ein-
druck, wie sehr das Solarkataster im Land an-
genommen wird. So verlinken viele Kommunen 
mittlerweile das Solarkataster oder weisen bei 
Anfragen darauf hin. Die Energieagentur Rhein-
land-Pfalz nutzt das Solarkataster aktiv in der 
Unterstützung von Kommunen, z. B. bei der Be-
gleitung von Klima- und Energiekonzepten. Dazu 
wurden die aggregierten Potenziale auf Ver-
bandsgemeindeebene in den Energieatlas ein-
gestellt. Bedarfsgerechte weitergehende Aus-
wertungen können durch die Energieagentur für 
die Kommunen auf Anfrage vorgenommen wer-
den. Auch bei der Beratung von Unternehmen 
kommt das Solarkataster zum Einsatz.

5.2	 Sektor Industrie 

Neben dem Energiebereich zählt der Industriesek-
tor national zu den zwei größten Emittenten von 
klimaschädlichen Treibhausgasen. In Rheinland-
Pfalz ist er aktuell der stärkste Emittent. Wichtig 
ist in diesem Zusammenhang, dass nach nationa-
lem Standard die von der Industrie selbst erzeug-
te Energie zum Beispiel in der Produktion dem 
Industriesektor und nicht der Energiewirtschaft 
zugerechnet wird. Es muss daher das Ziel sein, den 
Treibhausgasausstoß entsprechend der nationa-
len und internationalen Vorgaben zu senken und 
langfristig klimaneutral zu wirtschaften. Das vor-

https://solarkataster.rlp.de/start
https://solarkataster.rlp.de/start
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um rund 48 000 Tonnen CO2 pro Jahr entlastet. 
Durch die umgesetzten Maßnahmen kommt es in 
den Unternehmen insgesamt zu einer Kostenein-
sparung von ca. 12,8 Millionen Euro pro Jahr.

Unter Verwendung des vom UBA empfohlenen 
Kostensatzes von 201 Euro (2021) pro Tonne CO2 
belaufen sich die vermiedenen Klimafolgekosten 
allein im Jahr 2021 auf rund 9,6 Millionen Euro.

Es besteht eine enge Verknüpfung mit dem Lan-
desförderprogramm „Steigerung der Energie- und 
Ressourceneffizienz in gewerblichen Unterneh-
men“ (ERGU) und dem Landesförderprogramm 
„Implementierung betrieblicher Innovationen“ 
(IBI) des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, 
Landwirtschaft und Weinbau Rheinland-Pfalz. 
Die Förderprogramme bieten durch Investitions-
zuschüsse Unterstützung bei der Umsetzung der 
im Maßnahmenplan der EffChecks herausgear-
beiteten Potenziale.

handene Know-how im Land soll genutzt werden, 
um zukunftsträchtige Innovationen, Effizienzstei-
gerungsmaßnahmen und die Kreislaufwirtschaft 
weiter zu fördern.

KSK-I-5: Förderung der Ressourceneffizienz und 
der Klimaneutralität im produzierenden Gewerbe

Mit der seit 2005 bestehenden Initiative „Effizienz- 
netz Rheinland-Pfalz  –  EffNet®“ und insbeson-
dere mit dem Förderprogramm EffCheck (Förde-
rung von Betriebsberatungen zur Erhöhung der 
Ressourceneffizienz) werden wertvolle Beiträge 
zur Unterstützung von Unternehmen bei der Stei-
gerung der Ressourceneffizienz, dem Klimaschutz 
und der Nachhaltigkeit geleistet. Den Unterneh-
men wird mit dem EffCheck eine ganzheitliche und 
lebenszyklusübergreifende Analyse und Maßnah-
menvorschläge auf dem Weg zur Klimaneutralität 
angeboten. 

Neben dem ursprünglichen „EffCheck Ressourcen- 
effizienz“ wird seit 2019 der „EffCheck Industrie 
4.0“ angeboten, der die Firmen bei der Einführung 
von innovativen und zugleich ressourcenschonen-
den Maßnahmen der Digitalisierung (Industrie 
4.0) unterstützt. Der „EffCheck Ecodesign“ wurde 
neu entwickelt und wird seit 2022 angeboten. Die 
Beratung soll zudem mit dem Themenbereich der 
„Geschäftsmodelle“ (z.  B. Leasing-, Sharing-Kon-
zepte) in Zukunft einen neuen Schwerpunkt erhal-
ten. 

Im Durchschnitt werden durch die umgesetzten 
Maßnahmen jährlich 200 Tonnen CO2 pro Unter-
nehmen eingespart und die Umwelt insgesamt 

T4  UBA-Empfehlung zu den Klimakosten

Klimakosten in Euro (2021) pro Tonne Kohlendioxid 2020 2021 2030 2050

1% reine Zeitpräferenzrate
(Höhergewichtung der Wohlfahrt der heutigen Generation gegenüber der 
Wohlfahrt künftiger Generationen)

  199 201 219 255

0% reine Zeitpräferenzrate
(Gleichgewichtung der Wohlfahrt der Generationen)   

  695   698   721 782

Quelle: Umweltbundesamt 2020, Methodenkonvention 3.1 zur Ermittlung von Umweltkosten – Kostensätze und eigene Berechnungen

 �www. effcheck.rlp.de

Weitere Informationen zum  
Förderprogramm EffCheck:

KSK-I-10: Greater Green

Der zwölfte Gipfel der Großregion hatte die Bil-
dung eines „Umwelt Clusters“ in der Großregion 
empfohlen. Das Interreg  V  A  -Projekt GREATER 
GREEN war die Umsetzung dieses politischen Auf-
trags und ging im Jahr 2016 an den Start. Zum 
Projektende im Dezember 2020 befanden sich 26 
Partner im Netzwerk. 

https://effnet.rlp.de/de/projekte/effnet-projekte/effcheck-ressourceneffizienz-in-rheinland-pfalz/
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Kooperationsprojekte konnten initiiert werden 
in den Bereichen Kunststoffrecycling, nachhal-
tiges Wassermanagement, ökologisches Bauen 
(gemeinsam mit dem Interreg-Projekt GreE-
NEFF), Energieeffizienz in Schulen (gemeinsam 
mit dem Städtenetzwerk QuattroPole) und 
Smart Building. Eine Broschüre zur Präsentation 
von zehn Leuchtturmvorhaben und Clustern der 
Umwelttechnik in der Großregion wurde publi-
ziert.1

Das europaweit erste grenzüberschreitende 
Netzwerk der Umwelttechnik, wird in 2022 mit 
klarer Fokussierung weiterentwickelt. Unter Fe-
derführung der Hochschule Trier ist es gelungen, 
die Projektpartner nach Ende der Interreg-Fi-
nanzierung zur Fortführung der Zusammenar-
beit zu gewinnen. Dabei werden Informationen 
zu neuen Regularien, Technologien und Förder-
möglichkeiten innerhalb von Arbeitskreisen wie 
beispielsweise Nachhaltiges Bauen, Kunststoff-
recycling und Wasser ausgetauscht.

Im Verbund mit den großregionalen Partnern 
wird ein Folgevorhaben für die Interreg VI A - För- 
derperiode 2021–2027 vorbereitet, um durch 
die Entwicklung der Umwelttechnik den wirt-
schaftlichen Aufschwung nach der Pandemie vo-
ranzutreiben und dabei die Großregion zu einer 
führenden Region beim ökologischen Wandel zu 
machen. Es zeichnet sich ab, dass Schwerpunkte 
in den Bereichen Bauen mit Holz, der Abwas-
serreinigung (insbesondere vierte Reinigungs-
stufe – Mikroplastik, Medikamentenrückstände) 
und dem Kunststoffrecycling liegen werden.

1	 Greater Green, 2020: Leuchttürme der Umwelttechnik in der 
Großregion: https://www.greatergreen.eu/news-termine/ak-
tuelles/artikel/greater-green-veroeffentlicht-broschuere-zu-
leuchtturmprojekten/ [Stand: 28. Juni 2022].

5.3	 Sektor Gebäude 

Der Gebäudebereich zählt aufgrund seiner Rahmen-
bedingungen und der langfristigen Umsetzungszeit-
räume mit zu den größten Herausforderungen auf 
dem Weg zur Treibhausgasneutralität. In diesem 
Sektor gibt es verschiedene Stellschrauben, die be-
wegt werden können, um einen Beitrag zur Emis-
sionsminderung herbeizuführen. Der gesamte Le-
benszyklus, das heißt der Bau, die Sanierung und der 
Erhalt von Gebäuden, bedingt bisher einen zum Teil 
energieintensiven Herstellungsprozess der einge-
setzten Materialien. Durch die Wahl von möglichst 
natürlichen, rohstoffschonenden und kreislaufeffizi-
enten Materialien beim Bau und der Gebäudeaus-
stattung, kann ein deutlicher Beitrag zum Klima-
schutz geleistet werden. In Rheinland-Pfalz gibt es 
mittlerweile schon einige Gebäude, die als Vorbild 
und Anregung für künftige Projekte dienen.

KSK-GHD-2: Auszeichnungen für energetische 
Vorzeigeprojekte im Gebäudebereich

Mit der Plakette „H.ausgezeichnet“ werden ener-
getisch vorbildliche Projekte im Gebäudebereich 
ausgezeichnet und dadurch deren Beitrag zum 
Klimaschutz honoriert. Durch das Projekt sollen 
energetische und wirtschaftliche Einsparpotentia-
le an praktischen Beispielen demonstriert werden, 
um damit Aufmerksamkeit und Interesse für ener-

 �https://www.greatergreen.eu/

Weitere Informationen zu  
Greater Green:

https://www.greatergreen.eu/news-termine/aktuelles/artikel/greater-green-veroeffentlicht-broschuere-zu-leuchtturmprojekten/
https://www.greatergreen.eu/news-termine/aktuelles/artikel/greater-green-veroeffentlicht-broschuere-zu-leuchtturmprojekten/
https://www.greatergreen.eu/news-termine/aktuelles/artikel/greater-green-veroeffentlicht-broschuere-zu-leuchtturmprojekten/
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gieeffizientes/-einsparendes Bauen und Sanieren 
zu erzeugen und zur Nachahmung motivieren.

Die Auszeichnung erfolgt in einem öffentlichkeits-
wirksamen Rahmen und wird durch begleitende 
Pressearbeit ergänzt. Die ausgezeichneten Projek-
te können zudem als Best-Practices in den Ener-
gieatlas aufgenommen werden. 

Auch im Rahmen des grenzüberschreitenden Pro-
jektes „GReENEFF – Grenzüberschreitendes Netz-
werk zur Förderung innovativer Projekte im Bereich 
der nachhaltigen Entwicklung und der Energieef-
fizienz in der Großregion“ werden herausragende 
Projekte im Gebäudebereich prämiert. Es handelt 
sich um ein Interreg V A-Projekt in der Großregion, 
an dem die EARLP als Projektpartner beteiligt ist. 

Das Projekt GReENEFF ist im Juni 2022 ausgelau-
fen; ein Nachfolgeprojekt wird aktuell vorbereitet. 
Außerdem wurden die folgenden energetischen 
Vorzeigeprojekte prämiert: Neubau des Forsthofes 
Annweiler sowie Sanierung der Kindertagestätte in 
Rhaunen. 

KSK-L-8: Förderung Holzbau

Entwicklung eines „Klimabündnisses Bauen in 
Rheinland-Pfalz – nachwachsende und kreislauf-
effiziente Rohstoffe stärken“ für das Land Rhein-
land-Pfalz

Mit dem im Landesklimaschutzgesetz festgesetz-
ten Ziel, den Klimaschutz in Rheinland-Pfalz in Er-
gänzung nationaler, europäischer und internatio-
naler Anstrengungen durch einen angemessenen 
Beitrag des Landes nachhaltig zu verbessern, was 
in der Vorgabe der Erreichung einer klimaneutralen 
Landesverwaltung 2030 zum Ausdruck gebracht 
wird, sowie dem Ministerratsbeschluss vom 5. Mai 
2020 zu „Klimaschutzmaßnahmen in Landeslie-
genschaften“ und der Walderklärung vom 11. Juni 
2019 „Klimaschutz für den Wald – unser Wald für 
den Klimaschutz“, liegt ein strategischer Gesamt-
rahmen zum dringend notwendigen Klimaschutz 
vor. Mit der Aufnahme eines Klimabündnisses 
Bauen in den Koalitionsvertrag des Landes wurde 
zudem die politische Relevanz dieses Themas und 

die Notwendigkeit einer gezielten Initiative unter-
strichen, die die vielfältigen Potenziale nachwach-
sender Rohstoffe, wie z.  B Holz und recycelbare 
Baustoffe, bei Bau- und Sanierungsvorhaben im 
Land aufzeigt und deren Einsatz fördert.

Vor diesem Hintergrund wurde das „Klimabünd-
nis Bauen in Rheinland-Pfalz  –  nachwachsende 
und kreislaufeffiziente Rohstoffe stärken“ am 
24. Mai 2022 durch den Ministerrat beschlossen. 
Das Bündnis ist zunächst auf fünf Jahre angelegt.

Gemeinsame Zielsetzung

Ziel des Klimabündnisses ist eine deutliche Stei-
gerung der Verwendung nachwachsender, mög-
lichst regionaler und zertifizierter Rohstoffe bei 
Bauvorhaben in Rheinland-Pfalz. Das Land nimmt 
hier eine Vorbildfunktion hinsichtlich des Einsat-
zes nachwachsender und kreislaufeffizienter Roh-
stoffe bei Bau- und Sanierungsvorhaben ein, wobei 
darüber hinaus künftig auch weitere Nachhaltig-
keitsstandards etabliert und weitere Potenziale 
der digitalen Planungsmöglichkeiten ausgeschöpft 
werden sollen, um dem Klimaschutz Rechnung zu 
tragen. Im Rahmen des Klimabündnisses sollen 
unter anderem bestehende Förderprogramme für 
kommunale Bauherren weiter ausgebaut und so-
mit der Einsatz nachwachsender Rohstoffe wirk-
sam gefördert werden. 

Darüber hinaus bildet die Intensivierung des In-
formations- und Wissenstransfers zwischen 
den verschiedenen Akteuren, Institutionen und 
Bauherren einen Schwerpunkt des Konzeptes, 
der über vielfältige Maßnahmen zur Aufklä-
rung – auch in der Bevölkerung – beitragen und 
Hemmnisse hinsichtlich des Bauens mit nach-
wachsenden Rohstoffen ausräumen soll. Dabei 
soll auch die Unterstützung und Förderung von 
Forschungsprojekten zum effizienten und dauer-
haften Einsatz von Holz in Baukonstruktionen im 
Mittelpunkt stehen. 

Aufgrund des sich ändernden Holzangebotes infol-
ge des Klimawandels wird insbesondere die Ver-
wendung von Laubholz und Schwachholz, sowie 
der effiziente und sparsame Einsatz des nachwach-
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senden Rohstoffes mithilfe der Digitalisierung in 
den Fokus genommen. Bestehende Forschungs-
initiativen sollen fortgesetzt und der Ausbildungs- 
sowie Forschungsschwerpunkt Holzbau in Rhein-
land-Pfalz gestärkt werden.

Das Konzeptpapier für das Klimabündnis Bauen 
enthält ein umfassendes Maßnahmenpaket, mit 
dem diese Ziele erreicht werden sollen. Es wurde 
gemeinsam von den Bündnispartnern erarbeitet 
und konkretisiert die Aufgabenstellung, die sich 
die Bündnispartner gestellt haben.

Weitere Vorgehensweise

Die Bündnispartner haben ihre Arbeit zur Umset-
zung der Maßnahmen aufgenommen. Derzeit be-
finden sich erste Projekte des Maßnahmenpaketes 
vonseiten des MKUEM in Umsetzung. Mithilfe einer 
Kommunikationsagentur wird derzeit die professio-
nelle mediale Begleitung des Klimabündnisses Bau-
en zur Erzielung einer öffentlichen Wahrnehmung 
der Anliegen und Appelle bezüglich des klima-
freundlichen Bauens ausgebaut. Dazu wurde bereits 
eine Webseite für das Klimabündnis aufgebaut, um 
eine für die Öffentlichkeit zugängliche Plattform 
für klimafreundliches Bauen zu schaffen und Inte-
ressierten die Möglichkeit zur umfassenden Infor-
mation und Vernetzung zu bieten. Diese soll stetig 
weiterentwickelt werden. Darüber hinaus werden 
die Förderimpulse für kommunale Bauherren weiter 
ausgebaut.

5.4	 Sektor Verkehr 

In Rheinland-Pfalz hat der Verkehrssektor mit 
25 Prozent einen größeren Anteil an den gesam-
ten Treibhausgasemissionen als auf Bundesebene. 
Dies reflektiert auch das Bundesland als Pendler-
land und des Transports. Hier gilt es u. a. den Ein-
satz von fossilen Brennstoffen zu reduzieren, die 
Energieeffizienz zu verbessern und die Elektrifizie-
rung voranzubringen. Auch der Ausbau des ÖPNV, 
der Bahn und der Radwege sowie die Änderung des 
Verkehrsverhaltens jedes Einzelnen hin zu einer 
klimafreundlichen Mobilität, sollen wesentlich zur 
Zielerreichung beitragen.

KSK-V-1: Verbesserung der öffentlichen Lade- 
infrastruktur für Elektrofahrzeuge

Die Verkehrswende, hin zu Fahrzeugen mit alter-
nativer Antriebstechnik, ist eine nationale Auf-
gabe, die ohne Unterstützung des Bundes allein 
schon aus finanziellen Gründen nicht in nennens-
wertem Umfang getragen werden könnte. Bei der 
Förderung der Beschaffung von Elektrofahrzeu-
gen und bei dem Aufbau der Ladeinfrastruktur ist 
daher zunächst der Bund gefordert. Neben den 
Bundesförderprogrammen existieren Förderpro-
gramme verschiedener Energieversorger (für die 
jeweiligen Kunden), sowie vereinzelt auch Kom-
munen.

Erfahrungsgemäß ist die Förderlandschaft nicht 
einfach zu überschauen. Daher ist eine qualifizierte 
Beratung von besonderer Bedeutung, die von der 
Lotsenstelle für alternative Antriebe der Energie-
agentur Rheinland-Pfalz, gefördert vom Ministe-
rium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und 
Weinbau, EFRE, und dem Ministerium für Klima-
schutz, Umwelt, Energie und Mobilität, geleistet 
wird. Das Ziel ist hierbei, dass Akteure aus Rhein-
land-Pfalz möglichst viel von den zur Verfügung 
stehenden Fördergeldern nutzen, um damit Elek-
trofahrzeuge kaufen und Ladesäulen errichten zu 
können. Die Lotsenstelle für alternative Antriebe 
hilft u. a. Kommunen und Unternehmen mit aktu-
ellen Informationen zum Thema alternativer An-
triebe, bietet Einstiegsberatungen bei Fach- und 
Förderfragen, z. B. zur Umstellung von Fuhrparks 
auf alternative Antriebe, zur Errichtung von öf-
fentlicher und nicht-öffentlicher Ladeinfrastruktur 
oder zur Erstellung von Elektromobilitätskonzep-
ten, vermittelt praxiserfahrene Akteure z. B. über 
das Patenprogramm „Kommunalelektrisch“, ver-
netzt Kommunen, Unternehmen und Interessens-
gruppen für den Erfahrungsaustausch und für die 
Entwicklung gemeinsamer Projekte im Netzwerk 
Elektromobilität Rheinland-Pfalz.

Das Institut für Mobilität und Verkehr (imove) und 
die Juniorprofessur für Elektromobilität (JEM) der 
Technischen Universität Kaiserslautern erarbei-
teten im Projekt Tankstelle 2.0 eine Strategie zur 
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nachhaltigen Versorgung von Kraftfahrzeugen mit 
alternativen Antrieben. Ziel des Projektes war es, 
bestehende Ansätze zu verfeinern und eine Stra-
tegie, zum Aufbau einer Versorgungsinfrastruk-
tur für alle alternativen Energieträger für das Jahr 
2020 mit einem Ausblick auf 2030 und 2050 zu 
erarbeiten. 

Aufbauend auf den Ergebnissen des Projektes 
Tankstelle 2.0 hat ein Konsortium der Technischen 
Universität Kaiserslautern, seit Herbst 2018 ein 
Forschungsprojekt mit dem besonderen Fokus auf 
der Netzintegration der Ladesäulen für Elektro-
fahrzeuge befasst. Hierzu erarbeitet das Konsor-
tium eine ganzheitliche Betrachtung der vollstän-
digen Versorgungskette und Netzsituation von 
der großräumigen Stromversorgung bis zur Nut-
zung der einzelnen Ladesäule. Ziel ist es, in einzel-
nen exemplarischen Räumen die Hemmnisse aus 
Netzkapazität, Wirtschaftlichkeit und Akzeptanz 
zu beleuchten.

KSK-V-19: Landesweite Reaktivierung und Elek- 
trifizierung von Bahnstrecken

Der ÖPNV ist ein wesentlicher Baustein im Kli-
maschutz, da er mit deutlich geringeren Treib-
hausgas-Emissionen verbunden ist, als der mo-
torisierte Individualverkehr. Im Vergleich der 
verschiedenen Verkehrsmittel im ÖPNV sind 
dem elektrischen Schienenverkehr verhältnismä-
ßig geringe Treibhausgas-Emissionen zuzuordnen. 
Dies macht die Schiene zu einer tragenden Säule 
im Klimaschutz. Dies gilt auch für den Schienen-
güterverkehr, bei dem zu den schon elektrifizier-
ten Hauptkorridoren Resilienzstrecken zu elektri-
fizieren sind, die einen klimafreundlichen Verkehr 
im Falle von Kapazitätsengpässen, Baustellen 
oder Havarien ermöglichen.

Die Umstellung aller elektrisch betriebenen Leis-
tungen im Schienenpersonennahverkehr (SPNV) 
in Rheinland-Pfalz auf Strom aus erneuerbaren 
Energien wurde angestoßen. Eine vollständige 
Umstellung auf 100  Prozent Ökostrom wird bis 
2024 angestrebt.

Reaktivierung von Bahnstrecken

Die Reaktivierung von Schienenstrecken ist ein 
wichtiger Baustein zur Stärkung des Schienen-
personennahverkehrs vor allem in den ländlich 
geprägten Regionen von Rheinland-Pfalz. 

Die Trierer Weststrecke befindet sich in der bauli-
chen Umsetzung und die Strecke Homburg – Zwei-
brücken ist in der finalen Planungsphase. 

Die Zellertalbahn wird für den touristischen und 
Güterverkehr erneuert. Erste Bauabschnitte wur-
den zwischenzeitlich umgesetzt. 

Für mehrere stillgelegte Schienenstrecken wur-
de die Reaktivierung angestoßen. So wurde z. B. 
für die Strecken Landau  –  Germersheim, Lan- 
dau – Herxheim und Lauterecken – Staudernheim 
und die Eifelquerbahn eine Nutzen-Kosten-Un-
tersuchung in Auftrag gegeben.

Elektrifizierung von Bahnstrecken

Neben den Vorteilen der elektrischen Antrieben 
bei der Reduzierung von CO2-Emissionen be-
stehen weitere Vorteile darin, dass elektrifizier-
te Strecken und Fahrzeuge deutlich leistungs-
fähiger sind und Fahrzeiten verkürzt werden. 
Zudem liegen die Betriebskosten im Elektrobe-
trieb deutlich unter denen von Verbrennungs
motoren. 

Deshalb strebt das Land Rheinland-Pfalz die  
Erhöhung des Anteils elektrifizierter Abschnitte 
am Streckennetz auch auf Resilienzstrecken zu 
den europäischen Güterverkehrskorridoren und 
auf wichtigen Nebenstrecken an.

Gemeinsam mit dem Bund hat man sich deshalb 
entschlossen, die durch die Hochwasserkatastro-
phe 2021 schwer beschädigten Schienenstrecken 
Trier  –  Köln (Eifelstrecke) und Remagen  –  Ahr-
brück (Ahrtalbahn) im Rahmen des Wiederauf-
baus voll zu elektrifizieren. 

Der Ausbau und die Elektrifizierung weiterer 
hochausgelasteter Strecken wie z. B. Mainz – Al-
zey oder Neustadt  –  Karlsruhe und Resilienz
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strecken wie Bingen – Bad Kreuznach – Hoch-
speyer/Kaiserslautern wird weiterhin angestrebt.

KSK-V-20: Klimafreundliche Antriebe auf nicht 
elektrifizierten Bahnstrecken

Das Land Rheinland-Pfalz sieht – trotz der teilwei-
se herausfordernden topografischen Gegebenhei-
ten – in elektrischen Antrieben, sei es mittels einer 
Oberleitung oder, sofern eine Vollelektrifizierung 
der Schienenstrecken nicht wirtschaftlich darstell-
bar ist, batterieelektrisch oder mit einer Brenn-
stoffzelle und Wasserstoff – die Zukunft des schie-
nengebundenen ÖPNV in Rheinland-Pfalz.

Durch den Einsatz von Triebwagen mit alternativen 
Antrieben (batterieelektrisch oder Brennstoffzelle 
mit Wasserstoff) soll der Einsatz von Dieselfahr-
zeugen auch im SPNV verringert und die Rolle von 
Bus und Bahn beim Klimaschutz verstärkt werden.

Als erster Meilenstein konnte im November 2021 
der Zuschlag für eine Vergabe von Leistungen im 
Schienenpersonennahverkehr in der Pfalz um-
setzt werden (Pfalznetz), in deren Folge ab 2024 
stufenweise die Dieseltriebwagen auf den Neben-
strecken der Pfalz durch klimafreundliche batterie-
elektrische Triebwagen ersetzt werden. Insgesamt 
werden 43 neue Batterie-Fahrzeuge zum Einsatz 
kommen. Die Strom-Infrastruktur wird durch La-
depunkte (sog. Oberleitungsinselanlagen) in Lan-
dau, Winden, Kusel, Primasens und Lauterecken 
ergänzt. 

Angestoßen wurde 2021 ein Pilotprojekt im Nor-
den von Rheinland-Pfalz, in dessen Umsetzung 
drei batterieelektrische Triebwagen und drei 
Brennstoffzellenfahrzeuge auf Strecken zum Ein-
satz kommen sollen, auf denen bisher nur Diesel-
triebwagen verkehren. Die Infrastruktur wird durch 
eine Wasserstofftankstelle in Diez (auf rheinland-
pfälzischem Gebiet) ergänzt. Der Einsatz beider 
Technologien soll eine bessere, vergleichende Be-
wertung der Einsatzmöglichkeiten der beiden An-
triebsarten in weiteren Dieselnetzen in Rheinland-
Pfalz ermöglichen.

Beide Projekte wurden bei dem Förderprogramm 
des Bundes für den Einsatz von alternativen An-
trieben im SPNV berücksichtigt und werden ent-
sprechend gefördert.

Bei den batterieelektrischen Fahrzeugen wird der 
Einsatz von 100  Prozent Ökostrom und bei den 
Brennstoffzellenfahrzeugen der Einsatz von grü-
nem Wasserstoff angestrebt.

5.5	 Sektor Landwirtschaft 

Im landwirtschaftlichen Bereich tragen Anpas-
sungs- und Optimierungsmaßnahmen bislang zu 
einem geringeren Treibhausgasausstoß und zu 
einer erhöhten Klimaresilienz bei. Auch die Än-
derung der Ernährungsgewohnheiten ruft eine 
Treibhausgasminderung im Landwirtschaftssek-
tor hervor. Denn die Steigerung der Nachfrage 
nach saisonalen, regionalen und ökologisch pro-
duzierten Produkten und ein reduzierter Fleisch-
konsum verkürzt Lieferwege und unterstützt eine 
klimafreundliche Lebensmittelproduktion.

KSK-L-4: Optimierung des Stickstoffdünger- 
einsatzes im Feldgemüseanbau

Die Optimierung des Stickstoffdüngereinsatzes 
gehört zu den Kernaufgaben der Ausbildung an 
den Berufs- und Fachschulen, des Wissenstrans-
fers und des Versuchswesens an den Dienstleis-
tungszentren Ländlicher Raum (DLR). Das gilt 
insbesondere für den Freilandanbau von Gemüse 
(Feldgemüseanbau), der aufgrund seiner Vielfalt 
an Kulturen, der Grundwasserrelevanz und wegen 
besonderer Marktanforderungen einen Schwer-
punkt am DLR Rheinpfalz bildet. Ziel ist eine be-
darfsorientierte Düngung der Gemüsekulturen bei 
gleichzeitig möglichst geringen N2O-Emissionen.    

Dazu wurden neue Techniken zur Einsparung von 
Düngemitteln entwickelt, um z. B. eine wurzelnahe 
Ablage bzw. eine präzise Verteilung der Düngemittel 
durch moderne Beetstreuer zu ermöglichen. Weiter-
gehende Techniken des „precision farmings“ werden 
projekthaft geprüft: Sensorgestützt soll dabei die 
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N-Menge kleinräumig an Boden- und Wachstums-
unterschiede der Pflanze angepasst werden. 

Um dieses Wissen in die Praxis zu transferieren, 
werden externe Beratungsleistungen gefördert, 
Düngeseminare durchgeführt (mit bis zu 100 Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern), Informationen zu 
rechtlichen Rahmenbedingungen über einen wö-
chentlichen Infodienst an über 500 Bezieherinnen  
und Bezieher kommuniziert, EXCEL-Vorlagen zur 
exakten Düngebedarfsermittlung für Einzelbetrie-
be entwickelt und zur Verfügung gestellt (mit bis 
zu 1 000 zu verwaltenden Schlägen pro Jahr) sowie 
Maschinen- und Gerätevorführungen im Rahmen 
des jährlichen Feldtages mit rund 500 Teilnehme-
rinnen und Teilnehmern organisiert.

Flankiert werden diese Maßnahmen durch regel-
mäßige Publikationen in den einschlägigen Fach-
zeitschriften.

KSK-PH-9: Rheinland-Pfalz isst besser

Mit der Landesinitiative „Rheinland-Pfalz isst bes-
ser“ wirbt das Land für eine gesundheitsförderliche 
und nachhaltige Ernährung. Die Initiative umfasst 
Maßnahmen, die sich an unterschiedliche Ziel-
gruppen wie Träger, Verpflegungsverantwortliche, 

Einrichtungsleitungen, pädagogische Fachkräfte, 
Multiplikatoren von Kindertageseinrichtungen, 
Schulen oder anderen Begegnungsstätten richten. 
Folgende Botschaften werden mit der Initiative 
vermittelt:

	� Orientierung des Verpflegungsangebots in den 
Bildungseinrichtungen an den Qualitätsstandards 
der Deutschen Gesellschaft für Ernährung (DGE),

	� verstärkter Einsatz von saisonalen, regionalen 
und von biologischen Lebensmitteln,

	� Verknüpfung der Verpflegung mit Ernährungs-
bildung, um einen bewussteren Umgang mit 
Lebensmitteln zu erreichen und

	� Eindämmung der Lebensmittelverschwendung, 
u. a. durch optimierte Verwertung von Lebens-
mittelresten.

Im Jahr 2021 führte die Vernetzungsstelle Kita- und 
Schulverpflegung Rheinland-Pfalz Webseminarrei-
hen schwerpunktmäßig für Träger u. a. zu den Qua-
litätskriterien der DGE-Qualitätsstandards, zur 
Umsetzung von Speiseplan- und Nachhaltigkeits-
checks, zur Entwicklung von Verpflegungskonzep-
ten sowie zur Beschaffung von Lebensmitteln bzw. 
Vergabe von Verpflegungsdienstleistungen durch. 
An den 13 onlinebasierten Veranstaltungen nah-
men über 500 Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
– aus den Zielgruppen der Kita- und Schulträger, 
der Lehrerinnen und Lehrer, Erzieherinnen und Er-
zieher und hauswirtschaftlichen Fachkräfte – teil. 

Im Rahmen der Qualifizierungsprozesse für eine 
gesundheitsförderliche und nachhaltige Kita- und 
Schulverpflegung gemäß den DGE-Qualitäts-
standards sind in den Zeiträumen 2018 bis 2021 
21 Ernährungs-Kitas und von 2014 bis 2021 263 
Schulen mit Sternen ausgezeichnet worden.

Im Rahmen des Pilotregionen-Projektes des Öko-
Aktionsplans für Rheinland-Pfalz wurden seit 2021 
neben individuellen Beratungen von Trägern vor Ort 
51 Einzelveranstaltungen sowie fünf Webseminar-
reihen zu den Themen Erhöhung des Anteils biologi-
scher und regionaler Lebensmittel sowie zur Umset-
zung der DGE-Qualitätsstandards in der Kita- und 

Präzise Bandablage der Düngemittel zur Optimierung des Stick-
stoffeinsatzes im Gemüsebau
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Schulverpflegung umgesetzt und dabei rund 1 500 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer beraten. 

Die Ernährungsberatung des Fachzentrums Ernäh-
rung Rheinland-Pfalz informiert regelmäßig durch 
Seminare zur Kinderverpflegung und Schulverpfle-
gung. 2021 fanden insgesamt 55 Veranstaltungen 
mit über 700 Teilnehmenden statt. 

Die Coaching-Initiative „Kita isst besser“ ist be-
reits seit 2013 in 158 Kitas in Zusammenarbeit mit 
der Ernährungsberatung als Coaches durchgeführt 
worden. Dadurch konnten bereits über 12 000 Kin-
der erreicht werden. Seit Beginn der Förderperiode 
ab 2013 sind die Kitas mit über 500 000 Euro finan-
ziell unterstützt worden.

2021 wurde der Abschlussbericht zum Projekt 
„Klima- und energieeffiziente Küche in Schulen 
(KEEKS)“ mit Untersuchung der Schulverpflegung 
anhand eines energetischen Vergleichs der Ver-
pflegungsformen in Rheinland-Pfalz veröffentlicht. 
Es gibt keine Verpflegungsform, die über die Sum-
me der Treibhausgasemissionen relevante Vor- 
oder Nachteile aufweist. Die Ergebnisse des Pro-

jektes bestätigen, dass fleischarm und -bewusst zu 
kochen, Essensabfälle zu vermeiden und auf ener-
gieeffiziente Küchenausstattung bzw. -nutzung zu 
achten, die klimaeffizientesten Empfehlungen im 
Bereich der Verpflegung sind.

Mit der landesweiten Umsetzung des EU-Schulpro-
gramms wurde im Schuljahr 2020/21 bei der Pro-
grammkomponente Obst/Gemüse ein Bio-Anteil 
von 22 Prozent und ein Anteil an eigener/regionaler 
Erzeugung von 65 Prozent erreicht. Bei der Pro-
grammkomponente Milch lag der Bio-Anteil bei 44 
Prozent, vier Prozent stammten aus eigener Erzeu-
gung. Die kostenfreien Belieferungen mit Obst, Ge-
müse und Milch werden mit dem bereitgestellten 
Gesamtbudget aus Landes- und EU-Mitteln sicher-
gestellt. Im Schuljahr 2020/21 waren es mehr als 
zwei Millionen Euro an Landesmitteln.

Mit der Unterrichtsreihe „ABC der Lebensmittel“ als 
ein umfassender Beitrag zur Ernährungsbildung in 
der Grundschule und Begleitmaßnahme zum EU-
Schulprogramm sind seit 2010 bis zu 20 000 Grund-
schülerinnen und Grundschüler erreicht worden.

Ein weiterer Baustein zur Umsetzung einer prakti-
schen Ernährungsbildung vor Ort ist der Kochbus 
der Landeszentrale für Umweltaufklärung (LZU). 
Bei Vor-Ort-Terminen an einer Einrichtung bzw. 
Institution werden zwischen zehn und 50 Men-
schen erreicht. 2021 gab es 66 Einsätze des Koch-
busteams.

5.6	 Sektor Abfall, Abwasser und Sonstiges

Der Sektor mit den bislang geringsten Treibhaus-
gasemissionen ist der Sektor Abfall, Abwasser und 
Sonstiges. Die Kreislaufwirtschaft leistet hier einen 
wichtigen Beitrag, um Abfallprodukte zurück in ei-
nen möglichst geschlossenen Nutzungskreislauf zu 
führen. So stellt die sogenannte „Abfallhierarchie“:

1. Vermeidung

2. Wiederverwendung

3. Recycling

4. Verwertung

5. Beseitigung
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einen wichtigen Grundsatz dar, den die Landesre-
gierung in verschiedenster Weise unterstützt und 
fördert. 

KSK-GHD-4: Recycling stärken

Die Landesregierung unterstützt die Initiative der EU-
Kommission und hat eine Stellungnahme zum ge-
planten Rechtsrahmen für eine nachhaltige Produkt-
politik (sogenannte Sustainable Product Initiative) 
zur Stärkung der Nachhaltigkeitskriterien wie unter 
anderem „Langlebigkeit, Reparierbarkeit, Wiederver-
wendbarkeit, Mindestrezyklatgehalte, Stärkung des 
hochwertigen Recyclings“ eingereicht. 80 Prozent der 
Umweltauswirkungen werden bereits in der Design-
phase bestimmt, weshalb hier der Ansatz und ent-
sprechende Vorgaben dringend notwendig sind. Der 
von der EU-Kommission vorgelegte Entwurf für eine 
Ökodesign-Rahmenverordnung wird seitens des Kli-
maschutzministeriums unterstützt. Wenngleich noch 
konkrete Vorgaben fehlen, die erst in den Durchfüh-
rungsverordnungen für die einzelnen Produktgruppen 
erlassen werden, müssen Produkte, die langlebig, re-
parierbar, recycelbar etc. gestaltet werden, zur Norm 
werden.

Ein von Rheinland-Pfalz initiierter UMK-Beschluss zur 
Vermeidung der Textilvernichtung und zur Stärkung 
der Wiederverwendung ungetragener Kleidung wur-
de im Jahr 2021 einstimmig beschlossen. 

Auch die Kampagne 
„Müll nicht rum“ wur-
de im vergangenen 
Jahr um das Thema 
(Alt-)Textilien und 
Secondhandläden er-
weitert, um damit die 
Wiederverwendung im 

Land voranzutreiben und das Bewusstsein für einen 
nachhaltigen Umgang mit Textilien zu schaffen. 
Derzeit wirken wir aktiv in einer Arbeitsgruppe der 
Bund-/ Länderarbeitsgemeinschaft Abfall zur Er-
stellung einer Vollzugshilfe zum nachhaltigen Um-
gang mit Textilien und Alttextilien mit.

Der zunehmende Einsatz von batteriebetriebenen 
Geräten, u. a. im Bereich der Elektromobilität, erfor-

dert die nachhaltige Gestaltung der gesamten Batte-
rie-Wertschöpfungskette. Gemeinsam mit wichtigen 
Stakeholdern im Land erfolgten bereits erste Fachge-
spräche, um die Batterietechnologie nachhaltiger und 
klimafreundlicher zu gestalten. Entscheidend hierfür 
ist neben eines möglichst geringen CO2-Fußabdrucks, 
vor allem bei der Batteriezellfertigung, die Stärkung 
der Second-Life-Nutzung von Batterien und ein ef-
fizientes und ressourcenschonendes Recycling aller 
Batteriematerialien.

In Kürze wird die kleine Novelle der Bioabfallver-
ordnung im Bundesgesetzblatt verkündet werden. 
Ein wesentlicher Bestandteil sind Regelungen zum 
Recycling von verpackten Lebensmitteln. Verpa-
ckungen sind keine Bioabfälle und deshalb vor einer 
hygienisierenden Behandlung von den Bioabfällen 
abzutrennen und separat zu entsorgen. Die Wirk-
samkeit der Entpackung und Abtrennung des Ver-
packungsmaterials ist durch regelmäßige Bepro-
bung und Untersuchung nachzuweisen.

KSK-A-3: Landesinitiative zur Abfallvermeidung 
und Wiederverwertung

Im Oktober 2019 startete die Mehrwegkampag-
ne „Müll nicht rum“, bei der im ersten Schritt alle 
Mehrwegbechersysteme des Landes Rheinland-
Pfalz unter dieser Dachmarke vereint wurden. Der 

Reparier´s dir Verwert´s doch Gib´s weiter

Nimm´s wieder mitLass nichts übrig

Borg´s dir Pack´s in die BoxFüll´s dir auf Nutz´das Netz
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Slogan „Müll nicht rum – borǵs 
Dir!“ macht die Bürgerinnen und 
Bürger auf die Möglichkeiten der 
Abfallvermeidung und Stärkung der 
Mehrwegsysteme bei Heißgeträn-
ken aufmerksam und leistet gleich-
zeitig einen wichtigen Beitrag zum 
Klimaschutz und zur Ressourcen-
schonung.

Das Herzstück der Kampagne ist 
die gleichnamige Homepage, auf 
der alle wichtigen Informationen 
zu den Themen Littering, Abfallvermeidung und 
Mehrwegalternativen präsentiert werden. In den 
vergangenen drei Jahren wurde neben dem Food-
Bereich auch der Non-Food-Bereich ausgebaut und 
gleichzeitig die Website www.muellnichtrum.rlp.
de angepasst. Neben der Wiederverwendung von 
Elektronikgeräten, wie z.  B. Handys, wurde auch 
das Thema (Alt-)Textilien in den Fokus genommen 
und Secondhandläden in die Kampagne miteinbe-
zogen. Zusätzlich konnte die Kampagne zahlreiche 
Kooperationspartner gewinnen, um die Themen un-
verpackt Einkaufen oder nachhaltiger Umgang mit 
Lebensmitteln in den Fokus zu stellen oder wichtige 
Anti-Litteringaktionen durchzuführen. 

Auch in 2022 wurden zahlreiche Neuerungen und 
Anpassungen realisiert, wie z. B. die Aufnahme der 
außerschulischen Lernorte Kreislaufwirtschaft und 
der Repair-Cafés. Des Weiteren erfolgte eine ver-
stärkte Bewerbung der Kampagne rund um den 
Rheinland-Pfalz-Tag in Mainz, um Bürgerinnen und 
Bürger auf das Thema Abfallvermeidung aufmerk-
sam zu machen und damit ein wichtiges Zeichen 
gegen Littering zu setzen.

Rückenwind erhält die Kampagne auch durch die Ein-
wegkunststoffverbotsverordnung sowie die Novelle 
des Verpackungsgesetzes, die eine klare Stärkung 
des Mehrwegbereichs im Getränke- und Food-Be-
reich vornehmen. Demnach sind ab 2023 alle Anbie-
terinnen und Anbieter von Kunststoff-Einweggebin-
den (Einwegverpackungen) dazu verpflichtet, auch 
Mehrweggebinde anzubieten. Im Einvernehmen mit 
der Staatskanzlei planen wir ab 2023 das Catering 

auf dem Rheinland-Pfalz-Tag vollständig auf Mehr-
weg umzustellen, um damit gemäß unserer Vorbild-
funktion Kunststoffabfälle zu reduzieren.

Mit der Kampagne „Müll nicht rum“ leistet die 
rheinland-pfälzische Landesregierung einen wich-
tigen Beitrag zur Abfallvermeidung und Aufklärung 
der Bürgerinnen und Bürger. Zudem erfüllt sie als 
Bestandteil des Koalitionsvertrags die Umsetzung 
europäischer Vorgaben.

KSK-A-4: Plastikabfallreduzierung und Wieder-
verwertung

Die Landesregierung hat sich aktiv an der Umset-
zung der Einwegkunststoffkennzeichnungs- und 
Einwegkunststoffverbotsverordnung (EWKKennzV 

Recycling von PET-Flaschen

#lassnixliegen

Wirf‘s nicht 
einfach weg!
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und EWKVerbotsV) sowie der Novelle des Verpa-
ckungsgesetzes beteiligt. Die EWKVerbotsV ver-
bietet das Inverkehrbringen bestimmter Kunststoff-
artikel seit 3. Juli 2021, die häufig an europäischen 
Stränden gelittert werden und für die es nachhaltige 
Alternativen gibt. Das Verpackungsgesetz schreibt 
ab 2025 für PET-Einweggetränkeflaschen einen 
Mindestrezyklatgehalt von 25 Masseprozent und ab 
2030 für sämtliche Einwegkunststoffgetränkefla-
schen von mindestens 30 Masseprozent vor. Damit 
soll das Kunststoffrecycling weiter vorangetrieben 
und der Beitrag zum Klimaschutz gestärkt werden.

Die Landesregierung hat von 2018 bis 2020 einen 
Runden Tisch zur EU-Kunststoffstrategie durchge-
führt, um mit Unternehmen, Verbänden und der Po-
litik notwendige Maßnahmen zur Stärkung entlang 
der gesamten Kunststoff-Wertschöpfungskette he-
rauszuarbeiten. Als Ergebnis dieses Fachkreises hat 
die Landesregierung Ende 2020 sogenannte „Kern-
botschaften zur Stärkung der Abfallvermeidung, 
Wiederverwendung und des Kunststoffrecyclings“ 
erarbeitet und veröffentlicht. Diese Forderungen 
hat das Klimaschutzministerium in die UMK-Son-
derarbeitsgruppe „Rezyklateinsatz stärken“ (RESAG) 
eingebracht und dort an der Weiterentwicklung von 
Maßnahmen zur Stärkung des Recyclings und eines 
Marktes für Sekundärrohstoffe aktiv mitgearbeitet. 
Zur Stärkung der nachhaltigen Beschaffung der Öf-
fentlichen Hand wurde im Jahr 2022 einen UMK-An-
trag eingebracht, der einstimmig beschlossen wurde.

KSK-A-9: Klimaneutrale Wasserwirtschaft:  
Produktion von Biogas aus Klärschlamm

Umbau der Kläranlage Simmern:  
Schlammfaulung mit Gasverwertung

Der Abwasserzweckverband Simmern mit den Ver-
bandsgemeinden Simmern-Rheinböllen, Kastellaun, 
Kirchberg und Hunsrück-Mittelrhein hat die Klär-
anlage Simmern im Jahr 1993 mit einer simultanen 
aeroben Schlammstabilisierung (mittels Sauerstoff-
zufuhr im Belebungsbecken) in Betrieb genommen.

Im Jahr 2006 wurde die Anlage um eine Klär-
schlammvererdungsanlage erweitert. Die simul-
tane Stabilisierung des Schlamms funktionierte 
allerdings nicht zufriedenstellend. Eine umfangrei-
che Untersuchung zeigte, dass die Zulaufbelastung 
mittlerweile weit über dem Ausbaustand lag. Im 
Rahmen eines Ingenieurwettbewerbs wurden ver-
schiedene Verfahren zur Optimierung untersucht. 

Als wirtschaftlichste Variante erwies sich die Um-
stellung auf eine zweistufige Schlammfaulung in ei-
ner Kompaktfaulungsanlage mit Gaserzeugung und 
-verwertung. Ende 2017 waren die letzten Umbau- 
und Neubaumaßnahmen abgeschlossen. Durch 
die umfangreichen Modernisierungsmaßnahmen 
konnte die Ausbaugröße von 22 760  Einwohner-
werten (EW) auf 42 000 EW erhöht werden, ohne 
dass die Flächeninanspruchnahme weiter anstieg. 

Gleichzeitig wurde die Energieeffizienz der Anlage 
maßgeblich verbessert. Die Verbandsgemeinde-
werke Simmern-Rheinböllen haben als Grundlage 
für weitere Optimierungen und zur Verifizierung 
der Erfolge ein Energiemanagementsystem nach 
DIN ISO 50001 eingeführt, welches die Energie-
verbräuche aller Bereiche (Wasserversorgung, Ab-
wasserbeseitigung und ERS) kontinuierlich erfasst, 
kontrolliert und optimiert. 

Der Energieverbrauch der Kläranlage lag im Jahr 
2010 bei 2 150 000 Kilowattstunden pro Jahr. Bis 
zum Jahr 2020 sank der gesamte Energieverbrauch 
auf ca. 1 050 000  Kilowattstunden pro Jahr. Seit 
der Inbetriebnahme des Blockheizkraftwerks und 
der Fotovoltaikanlage im September 2017 wurden 
jährlich rund 420 000 Kilowattstunden Strom er-Herstellung von Polypropylengarn
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und zu erweitern, um so in Zukunft nicht vermeid-
bare Treibhausgasemissionen puffern zu können.

KSK-L-9: Erhalt und Verbesserung der Klima-
schutzleistung der Wälder von Rheinland-Pfalz

Wälder sind für den Klimaschutz von wesentli-
cher Bedeutung. Man kann sie nicht an den Klima-
wandel anpassen. Umso wichtiger ist es, die den 
Wäldern eigene Anpassungsfähigkeit als resiliente 
Ökosysteme im Klimawandel zu bewahren, zu un-
terstützen und im Bedarfsfall aktiv zu fördern. Die 
naturnahe Waldbewirtschaftung bietet hierfür ein 
solides Fundament. Die behutsame Entwicklung 
unserer Wälder zu strukturreichen, gemischten 
Dauerwäldern unter Einbeziehung ungenutzt ver-
bleibender Bäume ist zum Schutz und zur Förde-
rung der Biodiversität unabdingbar. 

Die zu Erhalt und Verbesserung der Klimaschutz-
leistung der Wälder von Rheinland-Pfalz maßgeb-
lichen Handlungsschwerpunkte wurden zusam-
men mit den Verbänden des Waldbesitzes, den 
Umweltverbänden und den Berufsverbänden in 
der Walderklärung vom 11. Juni 2019 benannt. Zur 
Konkretisierung dient das Grundsatzpapier „Maß-
nahmen zur Verminderung von Klimastressfolgen 
im Wald“ als Handlungsgrundlage im Staatswald. 
Angesichts der bereits eingetretenen Klimaschä-

zeugt, die fast vollständig auf der Kläranlage ver-
braucht wurden. Nach dem Umbau ist der externe 
Strombezug auf rund 610 000  Kilowattstunden 
pro Jahr gesunken, sodass der effektive spezifische 
Stromverbrauch mittlerweile bei etwa 17  Kilo-
wattstunden je EW und Jahr liegt.

Die Baukosten für die Umstellung der Kläranlage 
auf Kompaktfaulung mit Gasverwertung betrugen 
inklusive der damit verbundenen Erhöhung der Aus-
baugröße 5 425 782,37 Euro. Die Maßnahme wurde 
durch das Land Rheinland-Pfalz mit 876 000  Euro 
gefördert, davon 446 000 Euro als direkter Zuschuss 
aus dem Energiebonus.

5.7	 Sektor LULUCF 

Die Landnutzung, Landnutzungsänderung und 
Forstwirtschaft (englisch: Land Use, Land-Use 
Change and Forestry – LULUCF) stellt in der Sek-
torbetrachtung eine Ausnahme dar. Denn aktuell 
ist dieser der einzige Bereich, der eine „Kohlen-
stoff-Senkenwirkung“ entfaltet. Dies bedeutet, 
dass vor allem Moore, Wälder und Grünflächen 
mehr Kohlenstoff aufnehmen und in der Biomasse 
sowie im Boden binden, als freigesetzt wird. Des-
halb ist es wichtig diese Ökosysteme zu erhalten, 
für den zu erwartenden Klimawandel fit zu machen 
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den war es wichtig, mit der Grundsatzanweisung 
„Waldverjüngung im Klimawandel“ das Vorgehen 
zur sukzessionsbasierten Wiederbewaldung im 
Wald entstehender Freilagen näher zu bestimmen. 
Zur erfolgreichen Umsetzung erfolgen Fortbildun-
gen am Forstlichen Bildungszentrum. Über den 
Staatswald hinaus wird die weitergehende Orien-
tierungswirkung durch Fachberatungen der Wald-
besitzenden erreicht. Diese können klimaschutz-
wirksame Unterstützungsleistungen im Rahmen 
der Fördergrundsätze Forst in Anspruch nehmen.

Ein besonders wirksamer Maßnahmenbereich zum 
Klimaschutz ist die vorausschauende Überführung 
naturferner Nadelbaum-Reinbestockungen in un-
gleichaltrige Mischwälder durch Vorausverjüngung 
vor allem mit Buche, aber auch mit Weißtanne, 
Linden und Hainbuche. In der sukzessionsbasierten 
Wiederbewaldung der Freiflächen nach Borkenkä-
ferbefall spielt die punktwirksame Mischungsanrei-
cherung zur Erhöhung der Klimastresstoleranz eine 
wichtige Rolle. Die standortheimischen Baumarten 
stehen dabei weit im Vordergrund.

Junge und mittelalte Wälder werden durch Förde-
rung besonders wuchskräftiger Bäume zu gemisch-
ten Dauerwäldern entwickelt. Das frühzeitige und 
reichliche Fruchten dieser Bäume erreicht durch er-
höhte genetische Rekombination eine gesteigerte 
Anpassungsfähigkeit. Als wesentlicher Rückhalt im 
Klimaschutz profitiert die Biodiversität von der Er-
höhung der kleinräumigen Unterschiedlichkeit der 
Lichtverhältnisse.

Die vernetzte Integration des Naturzyklus wird in der 
naturnahen Waldbewirtschaftung durch endgültig 
ungenutzt bleibende Bäume einzeln, gruppiert und 
in flächenweisen Waldrefugien, Naturwaldreserva-
ten und Kernzonen des Biosphärenreservats Pfäl-
zerwald-Nordvogesen, des Großnaturschutzgebiets 
Bienwald und des Nationalparks Hochwald-Huns-
rück erreicht. Dies dient dem Klimaschutz ebenso 
wie die Wahrung der Nährstoffnachhaltigkeit durch 
die standortdifferenzierte Beschränkung der Holz-
nutzung und durch die Bodenschutzkalkung zur 
Kompensation von Luftschadstoffeinträgen.

Die forstliche Forschung beschäftigt sich mit Wir-
kung auf den Klimaschutz insbesondere mit der 

Sicherung der Genressourcen, mit der Naturwald-
dynamik und mit der Standortkartierung und -ent-
wicklung im Klimawandel. Baumarteneignungen, 
die ökologische Entwicklung der Buche und der 
von ihr bestimmten Vegetationsgesellschaften im 
Klimastress, die verschiedenen Aspekte des The-
menkomplexes Wald und Wasser mit der Grund-
wasseranreicherung, dem Wasserrückhalt, der 
Erosionsvermeidung und -verhütung und der Re-
naturierung künstlich entwässerter Waldstandorte 
stehen dabei im besonderen Blickfeld des Klima-
schutzes.

KSK-L-14: Honorierung der Ökosystem- 
leistungen des Waldes

Der Wald liefert existentielle Ökosystemleistungen 
wie Luftreinigung, Wasser- und Bodenschutz, Bio-
diversitätssicherung, nachhaltige Bereitstellung des 
Rohstoffes Holz oder Erholung für die Menschen und 
bindet in erheblichem Umfang CO2. Eine dauerhaft 
großflächige Schädigung bis hin zum Verlust würde zu 
einer deutlichen Verschärfung der Klimaveränderung 
mit unabsehbaren Folgen für die Gesellschaft führen.

2020 wurde daher ein Mechanismus auf Bundes-
ebene angeregt, welcher für Waldbesitzende aller 
Waldbesitzarten, die durch ein kontrolliertes forst-
liches Management einen entsprechenden Beitrag 
zur CO2-Bindung im Wald nachweisen können, zu 
einer Honorierung in einer angemessenen Höhe 
führen würde. Berechnungsgrundlage hierfür wäre 
zum einen der von der Bundesregierung auf na-
tionaler Ebene vorgesehene Anfangspreis für CO2-
Emissionen in Höhe von 25  Euro pro Tonne und 
zum anderen die durchschnittliche CO2-Bindung im 
durch die jüngste Bundeswaldinventur ermittelten 
laufenden Holzzuwachs in Höhe von 8,8 Tonnen je 
Hektar Waldfläche. Hierbei sollte das Finanzierungs-
instrument des aus den Erlösen der CO2-Bepreisung 
gespeisten Energie- und Klimafonds (jetzt: Energie- 
und Transformationsfonds) Anwendung finden, was 
zugleich eine verursachergerechte Finanzierungs-
verantwortung für das Modell begründen würde.

Auf Bundesebene besteht ein Förderprogramm für 
„klimaangepasstes Waldmanagement“ für priva-
ten und kommunalen Waldbesitz. Bis 2026 stehen 
dafür 900 Millionen Euro zur Verfügung.
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ergänzende 
Baumarten

bewährte  
eingeführte Baumarten

bewährte  
alteingeführte Baumarten

alternative Herkünfte  
heimischer Baumarten

seltene heimische  
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NATURWALD PLUS
Durch punktwirksames Ergänzen von naturfernen Bestockungen mit 
 über wiegend heimischen Baumarten stärken wir den Wald im Klimastress, in 
dem wir der Natur Raum lassen und sich Mischwälder entwickeln können.

Grafik: Landesforsten.RLP.de / Jonathan Fieber
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Umsetzungsstand

Der Klimaschutz in der Landesverwaltung fokus-
siert sich auf das im Landesklimaschutzgesetz 
festgelegte Ziel, die Verwaltung einschließlich 
nachgeordneter Bereiche ohne eigene Rechtsper-
sönlichkeit gemeinsam mit den Hochschulen des 
Landes bis 2030 klimaneutral zu gestalten. 

Dazu wurde von 2016 bis 2019 ein Pilotprojekt an 
drei exemplarischen Forstämtern und dem dama-
ligen Ministerium für Umwelt, Energie, Ernährung 
und Forsten (MUEEF) durchgeführt. Als Ergebnis 
wurde ein Leitfaden zur Erreichung einer klimaneu-
tralen Landesverwaltung erstellt. Dieser wurde am 
18.1.2022 vom Ministerrat angenommen und gilt 
seitdem als Handlungsleitlinie für alle Ressorts. 

Leitfaden zur Erreichung einer Klimaneutralen 
Landesverwaltung4 

Der Leitfaden beschreibt den organisatorischen 
Prozess in sieben Schritten ausgehend von der 
Einbindung aller Verantwortlichen über die Aus-
gangsbilanz, deren Analyse und die nachfolgende 
Maßnahmenaufnahme unter Einbindung der Mit-
arbeitenden in den einzelnen Behörden bis zum 
Monitoring und dem Erreichen des Klimaneut-
ralitätsziels. Er gliedert die vier zentralen Hand-
lungsfelder Gebäude, Mobilität, Beschaffung und 
Querschnittsfelder. Zwei Anhänge geben weitere 
Informationen über die Beispiele aus dem Pilot-
projekt, den Organisationsrahmen und die Mit-
arbeiterbeteiligung.

CO2-Startbilanz

Der Dienstleister FutureCamp Climate GmbH hat 
für das Referenzjahr 2018 eine Analyse aller Treib-
hausgasemissionen einschließlich Kohlendioxid, 
Methan, Lachgas und fluorierter Kohlenwasser-
stoffe für die rheinland-pfälzische Landesverwal-

4	 Leitfaden zur Erreichung einer Klimaneutralen Landesverwaltung 
für Rheinland-Pfalz: https://mkuem.rlp.de/fileadmin/mulewf/
Themen/Klima-_und_Ressourcenschutz/Klimaschutz/Klima-
neutrale_Landesverwaltung/2022_KNLV_Leitfaden_final.pdf;  
Anlage    A: https://mkuem.rlp.de/fileadmin/mulewf/Themen/
Klima-_und_Ressourcenschutz/Klimaschutz/Klimaneutrale_
Landesverwaltung/2022_KNLV_Leitfaden_Anlage_A_final.pdf; 
Anlage B: https://mkuem.rlp.de/fileadmin/mulewf/Themen/
Klima-_und_Ressourcenschutz/Klimaschutz/Klimaneutrale_
Landesverwaltung/2022_KNLV_Leitfaden_Anlage_B_final.pdf 
[Stand: 13. Mai 2022].

tung ohne eigene Rechtspersönlichkeit zusammen 
mit den Hochschulen durchgeführt. Grundlage 
war die Bilanzierung nach dem internationalen 
Greenhouse Gas Protocol Standard, welcher auch 
die Vorketten zum Beispiel bei der Strom- und 
Wärmeerzeugung mitberücksichtigt. 

Der Abschlussbericht, der auch Maßnahmenvor-
schläge umfasst, gibt für 2018 die THG-Gesamt- 
emissionen mit 226  Kilotonnen CO2-Äquivalent 
pro Jahr an. Der Wert teilt sich etwa gleicher-
maßen in Landesverwaltung (52  Prozent) und 
Hochschulen (48 Prozent) auf. Hauptverursacher 
ist die Nutzung der Liegenschaften mit Wärme 
(51 Prozent) und Strom (32 Prozent). Der Fuhrpark 
schlägt mit ca. zwölf Prozent und die Beschaffung 
mit ca. drei Prozent ähnlich wie die Dienstreisen 
zu Buche. Hinzu kommen die entstehenden THG-
Emissionen durch Veranstaltungen der Landes-
verwaltung mit insgesamt ca. acht  Kilotonnen 
CO2-Äquivalent pro Jahr. Sie werden aufgrund 
der hohen Unsicherheit einzelner Werte und auf-
grund von Abschätzungen zum Beispiel der Teil-
nehmerzahlen und Anreisen separat erfasst.

Es lässt sich hier einiges Positives berichten:

	� Für sämtliche Liegenschaften des Landesbe-
triebs Liegenschafts- und Baubetreuung wird 
eine Potenzialanalyse hinsichtlich energetischer 
Sanierung erstellt, die die Grundlage für die 
nachfolgenden Schritte liefert. Hier liegt ins-
besondere für den Wärmebedarf und die damit 
zusammenhängende bisherige schlechte CO2-
Bilanz die zukünftige Kernaufgabe auf dem Weg 
zur klimaneutralen Landesverwaltung. 

	� Der Strombezug wurde seit dem Bilanzjahr 2018 
für die meisten Liegenschaften der Landesverwal-
tung auf Ökostrom umgestellt.

	� Der Fuhrpark soll, wo dies zum Erfüllen der 
dienstlichen Aufgaben möglich ist, baldmög-
lichst auf E-Fahrzeuge umgestellt werden. Die 
zugehörige Infrastruktur soll mit aufgebaut 
werden. Auch E-Carsharing-Modelle sollen in 
diesem Zusammenhang erprobt werden. Die 
technische Weiterentwicklung im Fahrzeug-

https://mkuem.rlp.de/fileadmin/mulewf/Themen/Klima-_und_Ressourcenschutz/Klimaschutz/Klimaneutrale_L
https://mkuem.rlp.de/fileadmin/mulewf/Themen/Klima-_und_Ressourcenschutz/Klimaschutz/Klimaneutrale_L
https://mkuem.rlp.de/fileadmin/mulewf/Themen/Klima-_und_Ressourcenschutz/Klimaschutz/Klimaneutrale_L
 https://mkuem.rlp.de/fileadmin/mulewf/Themen/Klima-_und_Ressourcenschutz/Klimaschutz/Klimaneutrale_
 https://mkuem.rlp.de/fileadmin/mulewf/Themen/Klima-_und_Ressourcenschutz/Klimaschutz/Klimaneutrale_
 https://mkuem.rlp.de/fileadmin/mulewf/Themen/Klima-_und_Ressourcenschutz/Klimaschutz/Klimaneutrale_
https://mkuem.rlp.de/fileadmin/mulewf/Themen/Klima-_und_Ressourcenschutz/Klimaschutz/Klimaneutrale_L
https://mkuem.rlp.de/fileadmin/mulewf/Themen/Klima-_und_Ressourcenschutz/Klimaschutz/Klimaneutrale_L
https://mkuem.rlp.de/fileadmin/mulewf/Themen/Klima-_und_Ressourcenschutz/Klimaschutz/Klimaneutrale_L
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bereich und die Wasserstoffstrategie der Lan-
desregierung ergänzen das Vorgehen in den 
Feldern, in denen die Randbedingungen der 
E-Mobilität aktuell noch nicht ausreichen.

	� Das papierlose Arbeiten dient als Maßnahme 
des Klimaschutzkonzepts (ÖH-12) der Minde-
rung der Emissionen im Beschaffungsfeld und 
reduziert dort den Papier- und den Tonerbe-
darf.

Die weiteren Umsetzungsprozesse liegen nun 
zwar im Aufgabenbereich der einzelnen Res-
sorts. Jedoch ist eine jährliche Berichterstattung 
vereinbart und die gemeinsamen Ziele werden in 
der Projektgruppe und der Lenkungsgruppe Kli-
maneutrales Rheinland-Pfalz (vgl. Kapitel 7) vo-
rangebracht.

Klimaneutrale Forstverwaltung

Zusätzlich zum ambitionierten Ziel die gesamte 
Landesverwaltung bis 2030 klimaneutral zu ge-

stalten, hat sich die Forstverwaltung das Ziel ge-
setzt, bereits fünf Jahre zuvor treibhausgasneutral 
zu werden. Das Ziel der „Klimaneutralen Forstver-
waltung 2025“ ist es, den gesamten benötigten 
Strom für die eigenen Forstliegenschaften und die 
eigene Fahrzeugflotte von Landesforsten Rhein-
land-Pfalz bilanziell über eigene PV-Anlagen mit 
selbst erzeugtem grünen Strom zu versorgen. Da-
rüber hinaus soll die benötigte Wärmeenergie für 
die eigenen Forstdienstgebäude über erneuerbare 
Energien zur Verfügung gestellt und somit neben 
der Strom- und Verkehrswende auch die Wärme-
wende realisiert werden.

Die Umsetzung ist beispielhaft. Bereits etwa ein 
Sechstel des Fuhrparks ist auf E-Fahrzeuge umge-
stellt. Zahlreiche weitere Fahrzeuge sind bestellt. 
Darüber hinaus wird in Holz-Solar-Carports sowie 
in Heizungsanlagen auf Biomassebasis investiert. 
Im Bereich der energetischen Sanierung und der 
Ausstattung mit Fotovoltaik befindet sich Landes-
forsten auf einem zielorientierten Pfad.
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Klimaneutrales Rheinland-Pfalz

Die Regierungspartner haben sich im „Zukunftsver-
trag Rheinland-Pfalz 2021 bis 2026“ auf drei Regie-
rungsschwerpunkte geeinigt, die derzeit ressort- 
übergreifend bearbeitet werden. „Rheinland-Pfalz 
klimaneutral machen“ ist einer dieser Regierungs-
schwerpunkte. Die Folgen des durch die Menschheit 
verursachten Klimawandels sind bereits deutlich 
spürbar und haben bereits heute negative Auswir-
kungen auf den Wohlstand und das Wohlergehen 
der Bürgerinnen und Bürger hier in Rheinland-Pfalz. 
Um die Lebensqualität in Rheinland-Pfalz zu sichern, 
gehört das Erreichen der Klimaneutralität zu den 
zentralen Zukunftsaufgaben der Landesregierung. 

Die Landesregierung hat die notwendigen ersten 
Schritte eingeleitet, damit die Klimaneutralität in 
einem Korridor zwischen 2035 und 2040 erreicht 
wird. Wie im Koalitionsvertrag vereinbart, wird das 
Landesklimaschutzgesetz entsprechend fortge-
schrieben und weiterentwickelt, Sektorziele fest-
gelegt und ein wissenschaftlich basiertes Treib-
hausgasbudget als zentrales Steuerungselement 
entwickelt und fortlaufend überprüft. 

Dazu ist von der Landesregierung ein externes wis-
senschaftlich basiertes Projekt zur Ermittlung von 
jährlichen sektorspezifischen Treibhausgasemis-
sionsgrenzen beauftragt worden, dass die Stake-
holder im Rahmen der Umsetzung miteinbeziehen 
wird. Die Projektergebnisse dienen zusammen mit 
dem europäischen und bundesdeutschen Hand-
lungsrahmen zur Festlegung der zukünftigen sek-
torspezifischen Klimaschutzziele für das Land. Ziel 
ist neben der Gesamtbilanzierung der Treibhaus-
gasemissionen des Landes zusätzlich eine sektor-
bezogene Budgetierung, um die Ursachen und 
notwendigen Maßnahmen zur Treibhausgasemis-
sionsminderung transparenter und zielorientierter 
zu machen.

Die Landesregierung plant in den kommenden fünf 
Jahren erheblich in die Klimaneutralität und damit 
in die Wertschöpfung, den Erhalt der wirtschaftli-
chen Basis sowie der natürlichen Lebensgrundlagen 
zu investieren. Dies muss aus Gründen der Effek-
tivität so koordiniert wie möglich passieren. Poli-

tik und Verwaltung sehen die Notwendigkeit, bei 
komplexen Herausforderungen wie der Klimakrise 
durch eine ressortübergreifende Steuerung zu einer 
agilen, effizienten und beschleunigten Aufgabener-
füllung durch die Ressorts und ihre nachgeordneten 
Bereiche beizutragen. Das Erreichen der Klimaneu-
tralität ist eine Querschnittsaufgabe, der sich die 
Landesregierung als Ganzes stellt. Ziel ist es, alle 
Potenziale zur Einsparung von Treibhausgasen zu 
identifizieren, gezielt zu steuern und  –  auch unter 
dem Gesichtspunkt der regionalen Wertschöp-
fungssteigerung –  effizient zu heben. 

Mit der Einrichtung der Lenkungsgruppe Klimaneu-
trales Rheinland-Pfalz auf Ebene der Staatssekretä-
rinnen und Staatssekretäre sowie der Einsetzung ei-
ner koordinierenden Projektgruppe Klimaneutrales 
Rheinland-Pfalz auf Fachebene soll das ressortüber-
greifende Ziel „Klimaneutrales Rheinland-Pfalz“ 
zwischen 2035 und 2040 realisiert werden. In die-
sem Sinne erfolgt ein wesentlicher Schritt zur Um-
setzung der Vereinbarungen aus dem Koalitionsver-
trag.

Kommunaler Klimapakt Rheinland-Pfalz

Die Folgen des Klimawandels betreffen in Rhein-
land-Pfalz primär die Kommunen, die gleichzeitig 
eine zentrale Rolle a) für den Klimaschutz und b) 
für die Anpassung an die Folgen des Klimawan-
dels einnehmen. Auf kommunaler Ebene werden 
Klimaschutzkonzepte und Anpassungskonzepte 
an die Folgen des Klimawandels erstellt, Standor-
te für erneuerbare Energien ausgewiesen, die Bau-
leitplanung klimaorientiert ausgerichtet, zahlreiche 
Klimaschutz- und Klimafolgenanpassungsmaßnah-
men zielorientiert umgesetzt und nicht zuletzt auch 
die Bevölkerung vor Ort aktiv eingebunden. 

Bereits jetzt stellen sich die Kommunen in Rhein-
land-Pfalz den großen Herausforderungen des 
Klimaschutzes und der Anpassung an die Klima-
wandelfolgen als kommunale Querschnittsaufga-
ben. Viele haben die Umsetzung entsprechender 
Maßnahmen eingeleitet oder stehen vor konkreten 
Planungen. Sie leisten damit einen wichtigen Bei-
trag zur Erreichung der Klimaschutzziele des Landes 
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Rheinland-Pfalz, des Bundes und der Europäischen 
Union. 

Als ein Auftrag aus dem Koalitionsvertrag und aus 
einer Initiative von kommunaler Seite heraus sol-
len im Sinne einer effizienten, erfolgreichen Klima-
strategie aufbauend auf den bisherigen Aktivitäten 
alle Kräfte systematisch und zielfokussiert in einem 
„Kommunalen Klimapakt Rheinland-Pfalz“ gebün-
delt werden. Die Verhandlungen der Landesregie-
rung dazu mit den kommunalen Spitzenverbänden 
unter Einbezug der Energieagentur Rheinland-Pfalz 
und des Rheinland-Pfalz Kompetenzzentrums für 
Klimawandelfolgen wurden abgeschlossen. Der 
Ministerrat hat mit Beschluss vom 13.  Septem-
ber 2022 die Ministerin für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie und Mobilität, die Ministerin für Wirtschaft, 
Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau sowie den 
Minister des Innern und für Sport gebeten, den ent-
wickelten Kommunalen Klimapakt für die Landes-
regierung zu unterzeichnen. Die Beteiligten streben 
an, dass das Land die am Kommunalen Klimapakt 
teilnehmenden Kommunen finanziell (z.  B. durch 
Zuschüsse, Förderprogramme) sowie über gezielte 
und aufeinander abgestimmte Beratungsleistungen 
verstärkt bei ihren Bemühungen zur Bewältigung 
der Querschnittsaufgaben Klimaschutz und Klima-
wandelfolgenanpassung unterstützt. 

Der Kommunale Klimapakt soll konkrete Lösungen 
und Ansätze für die aus kommunaler Sicht wesent-
lichen Herausforderungen und Handlungsfelder 
aufzeigen. Dazu gehören insbesondere die Ver-
besserung der strukturellen und prozessualen Vo-
raussetzungen in den Kommunen zur Umsetzung 
effektiver Klimaschutz- und Anpassungsmaßnah-
men an die Klimawandelfolgen, der Ausbau und 
die Optimierung der Finanzierung kommunaler Kli-
maschutz- und Klimawandelfolgenanpassungspro-
jekte, die Etablierung eines nachhaltigen Beschaf-
fungswesens, eine klimagerechte Bauleitplanung, 
die effiziente Fördermittelakquise, die konsequen-
te Umsetzung eines kommunalen Klimaschutzcon- 
trollings, die strukturierte Aus-, Fort- und Weiter-
bildung von Mitarbeitenden und Entscheidungs-
trägerinnen bzw. Entscheidungsträgern und eine 
transparente und aktive Klimakommunikation.

Neben dem Kommunalen Klimapakt werden die 
Kommunalen Spitzenverbände in der Ausarbeitung 
des „Kommunalen Investitionsprogramms Klima 
und Innovation“ (KIPKI) als auch bei der Weiterent-
wicklung der Förderprogramme und sonstigen An-
geboten des Landes eingebunden. 

Kommunales Investitionsprogramm mit Schwer-
punkt Klimaschutz und Innovation (KIPKI)

Der Landtag Rheinland-Pfalz hat durch die Verab-
schiedung des 39. Landesgesetzes zur Änderung 
der Verfassung für Rheinland-Pfalz beschlossen, die 
rheinland-pfälzischen Kommunen langfristig finan-
ziell zu entlasten. Die Umsetzung dieses Gesetzge-
bungsauftrages sieht eine Teilübernahme der Alt-
schulden seitens des Landes im Umfang von rund 
drei Milliarden Euro vor. 

Neben der geplanten Altschuldenübernahme wer-
den die Kommunen mit regulären Zuweisungen 
sowie zweckgebundenen Zuweisungen aus dem 
Landeshaushalt unterstützt. Hierfür sind im Haus-
halt 2022 Mittel in Höhe von rund 3,49 Milliarden 
Euro vorgesehen. Zukünftig wird die Neuaufstel-
lung des kommunalen Finanzausgleiches die Hand-
lungsfähigkeit der Kommunen grundlegend stärken 
sowie sich die Zuweisungen an die Kommunen im 
Jahr 2023 um 275 Millionen Euro gegenüber 2022 
weiter erhöhen werden. Das ermöglicht auch über-
schuldeten Kommunen beim Klimaschutz und der 
Anpassung an den Klimawandel finanziell deutlich 
handlungsfähiger zu werden.

Als zusätzlicher Beitrag der kommunalen Klima-
offensive werden die rheinland-pfälzischen Kom-
munen durch ein geplantes Investitionsprogramm 
mit dem Schwerpunkt Klimaschutz und Innovation 
unterstützt. 250 Millionen Euro investiert das Land, 
um Klimaschutzmaßnahmen in den Kommunen 
anzustoßen und finanziell abzusichern. Das Investi-
tionsprogramm wird derzeit ausgearbeitet und wird 
geplant zur Jahresmitte 2023 starten.
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Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die 
Klimaerwärmung in Rheinland-Pfalz bereits um 
1,6 Grad Celsius signifikant zugenommen hat. Die 
Landesregierung wirkt dieser Entwicklung mit über 
100 Maßnahmen des Landesklimaschutzkonzepts 
aktiv entgegen.

Die beiden Klimaszenarien „starker Klimaschutz“ 
und „kein Klimaschutz“ stellen die Bandbreite der 
möglichen zukünftigen Entwicklung dar. So muss 
beim „kein Klimaschutz“-Szenario in der zwei-
ten Hälfte des Jahrhunderts mit einem weiteren 
mittleren Temperaturanstieg zwischen 2,5 und 
4,5  Grad Celsius gegenüber dem Zeitraum von 
1971 bis 2000 gerechnet werden. Nach aktuellen 
wissenschaftlichen Erkenntnissen werden in die-
sem Fall sogenannte klimatologische „Kipppunkte“ 
überschritten und bisherige natürliche Kreisläufe 
unwiederbringlich zerstört. Dies hätte langfris-
tige deutliche Veränderungen sowohl global als 
auch in Rheinland-Pfalz zur Folge. Dagegen rech-
net man bei einem „starker Klimaschutz“-Szenario 
mit einem deutlich geringeren Anstieg der boden-
nahen Lufttemperatur von durchschnittlich ein bis 
1,5 Grad Celsius gegenüber dem Referenzzeitraum. 
Dies zeigt eindeutig, dass sich ein aktives Tätigwer-
den in Rheinland-Pfalz, Deutschland und darüber 
hinaus auszahlt. 

Das Ziel-Jahr zum Erreichen der Treibhausgasneu-
tralität in der Europäischen Union ist gemäß Euro-
päischem Klimaschutzgesetz auf 2050 festgelegt. 
Die Bundesregierung will laut Klimaschutzgesetz 
spätestens im Jahr 2045 treibhausgasneutral sein. 
Die Landesregierung Rheinland-Pfalz hat sich im 
Koalitionsvertrag für dieses Ziel bereits den Korri-
dor zwischen 2035 und 2040 gesetzt. Dies soll im 
Kontext der europäischen und nationalen Rahmen-
bedingungen im novellierten Landesklimaschutz-
gesetz verankert werden. Verfehlt ein EU-Natio-
nalstaat die vereinbarten Ziele, so muss er durch 
Erwerb von sogenannten Verschmutzungsrech-
ten anderer Nationen, die ihre Ziele übererfüllen, 
sein Defizit ausgleichen. Rheinland-Pfalz als Teil 
Deutschlands kann dies nicht, sondern muss ande-
re Klimaausgleichsmaßnahmen wählen. So hat das 
Land Rheinland-Pfalz das im Landesklimaschutz-

gesetz verankerte Ziel einer Reduktion der Treib-
hausgasemissionen im Jahr 2020 um 40  Prozent 
gegenüber 1990 mit 39 Prozent Reduktion beinahe 
erreicht. Während Lachgas und teilweise Methan 
einen Rückgang verzeichneten, weisen die Kohlen-
dioxidemissionen seit Anfang der 2000er Jahre kei-
ne signifikanten Minderungen auf. Da Kohlendioxid 
im Wesentlichen aus der Verbrennung von fossilen 
Energieträgern wie Erdgas und Erdöl für die Strom- 
und Wärmeerzeugung sowie im Verkehr entstehen, 
haben EU, Bund und Land insbesondere in diesen 
Bereichen ihre Anstrengungen in Richtung Klima-
neutralität erhöht.

Im „Coronajahr“ 2020 waren die Treibhausgas-
emissionen rückläufig. Insbesondere im Verkehrs-
sektor waren die Emissionen aufgrund des zeit-
weise geringen Verkehrsaufkommens deutlich 
niedriger als zuvor. Dies hat aber aus mehreren 
Gründen nicht zur vollständigen Erreichung der 
2020-Zwischenzielmarke geführt. Beispielsweise 
wurde 2020 mehr Erdgas verbraucht als im Jahr 
zuvor (+3,5  Prozent). Das gilt insbesondere für 
die energieintensive Industrie, die u. a. die Strom-
erzeugung in den eigenen Industriekraftwerken er-
höhte. Außerdem stieg 2020 z. B. der Absatz von 
leichtem Heizöl im Bereich der privaten Haushal-
te. Dies dürfte auf die deutlichen Preisrückgänge 
infolge der weltweit gesunkenen Nachfrage nach 
Erdöl in der Coronakrise zurückzuführen sein; hin-
zu kam der Effekt des von der Bundesregierung 
temporär herabgesetzten Mehrwertsteuersatzes. 
Die Vorratskäufe von Heizöl schlagen sich direkt 
in der Treibhausgasbilanz nieder, da der Kauf und 
nicht das Verbrennen des Heizöls als Zeitpunkt bi-
lanziert wird.

In allen Sektoren sind weitere Emissionsminderun-
gen erforderlich, vor allem in den emissionsstar-
ken Bereichen Industrie, Gebäude und Verkehr. 
So übersteigt die Zahl der gemeldeten Kraftfahr-
zeuge je 1 000  Einwohnerinnen bzw. Einwohner 
für das Pendlerland Rheinland-Pfalz den Bundes-
durchschnitt. Hier liegen die größten Minderungs-
potenziale. Im Industriebereich soll aufgrund ver-
stärkter Elektrifizierung mit regenerativ erzeugtem 
Strom und durch die Verwendung von Wasserstoff 
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eine langfristige Treibhausgasneutralität erreicht 
werden. Der Landnutzungs- und Forstbereich  
(LULUCF) ist für Rheinland-Pfalz von großer Be-
deutung. Ihn gilt es in seiner ganzen Funktionalität, 
aber auch als Treibhausgassenke weiter zu erhal-
ten, widerstandsfähiger gegenüber Extremereig-
nissen zu machen und auszubauen.

Das Landesklimaschutzkonzept enthält Teile der er-
forderlichen Maßnahmen, die die Landesregierung 
weiter umsetzt.

Für die Landesverwaltung wurde eine CO2-Eröff-
nungsbilanz erstellt und der weitere Weg zum Errei-
chen der Treibhausgasneutralität in den einzelnen 
Handlungsfeldern aufgezeigt. Begleitet wird dies 

vom erstellten „Leitfaden zur Erreichung einer Kli-
maneutralen Landesverwaltung“, der sieben Hand-
lungsschritte umfasst. Ein jährliches Monitoring 
zur weiteren Entwicklung und Kontrolle wurde von 
allen Ressorts in der neu formierten ressortüber-
greifenden Projekt- und Lenkungsgruppe Klima-
neutrales Rheinland-Pfalz beschlossen. Damit hat 
die Landesregierung federführende Entscheidungs-
gremien für die Umsetzung der gesetzten Klima-
ziele des Koalitionsvertrages geschaffen. Weiterhin 
sollen der Kommunale Klimapakt und das damit 
verbundene investive Maßnahmenpaket die Kom-
munen des Landes als Schlüsselakteure zukünftig 
in ihren Klimaschutzmaßnahmen und Anpassungs-
maßnahmen an die Klimawandelfolgen verstärkt 
unterstützen und gezielt voranbringen.
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